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Einleitung 

Christina Tuor-Kurth 

Die vom Bundesrat Ende Oktober 2009 lancierte Vernehmlassung zur «Änderung des Straf-

gesetzbuches und des Militärgesetzes betreffend die organisierte Suizidhilfe» hat der 

Schweizerische Evangelische Kirchenbund (SEK) zum Anlass genommen für eine breite 

interne Diskussion mit Fachpersonen aus Ethik, Strafrecht und Spitalseelsorge. Gegenstand 

der Diskussion war der bundesrätliche Vernehmlassungsentwurf mit seinen beiden Varianten 

einer strafrechtlichen Regelung der organisierten Suizidhilfe in der Schweiz. Die vorliegende 

Publikation versammelt Beiträge, die während dieses Kolloquiums gehalten wurden. 

Ratspräsident Pfr. Thomas Wipf erinnerte in seiner Eröffnungsrede an die intensive Beschäf-

tigung des SEK mit dem Thema Sterbehilfe und Suizidhilfe in den vergangenen Jahren. Die 

2007 veröffentlichte Position des SEK «Das Sterben leben. Entscheidungen am Lebensende 

aus evangelischer Perspektive» verortet die Sterbe- und Suizidhilfe in dem normativen 

Dreieck von Lebensschutz, Autonomie und Fürsorge. Dieses ethische Orientierungsraster 

hat der SEK im Rahmen verschiedener Anhörungsverfahren im Vorfeld der Vernehmlassung 

des Bundesrates zur Revision von 115 StGB vorgestellt und für Anwendungsfragen konkreti-

siert. 

Der Strafrechtsparagraph 115, der die Verleitung und Beihilfe zur Selbsttötung regelt und der 

1942 unter ganz anderen Bedingungen ins Strafrecht aufgenommen wurde, ist in jüngster 

Zeit im Zusammenhang der Diskussion um die rechtlichen Grundlagen organisierter Suizid-

hilfe in die Schlagzeilen geraten. Die Auseinandersetzungen finden in verschiedenen Kon-

texten statt: in der Politik auf nationaler und kantonaler Ebene; juristisch beim Eidgenössi-

schen Justiz- und Polizeidepartement, im Bundesgericht und an den Universitäten; ethisch in 

der Nationalen Ethikkommission bei der Schweizerischen Akademie für Medizinische Wis-

senschaften, in Spitälern, Pflegeheimen, medizinischen, philosophischen und theologischen 

Fakultäten, Berufsverbänden, Suizidhilfeorganisationen und auch in den Kirchen. Die Vor-

stösse reichen von grundsätzlichen Überlegungen zu Reichweite und Grenzen menschlicher 

Selbstbestimmung und zum Sinn und Wert des Lebens, über Verfahrensvorschläge zur 

staatlichen Kontrolle von organisierter Suizidhilfe und konkrete Entwürfe für eine Gesetzes-

revision bis hin zur praktischen Lösung in Form von Verträgen zwischen Suizidhilfeorganisa-

tion und staatlichen Institutionen. 

Diese Palette an Gesichtspunkten wurde während des SEK-Kolloquiums beleuchtet. Einma-

lig dabei war der doppelte Blickwinkel aus einer theoretischen und einer anwendungsorien-

tierten, praktischen Perspektive: Im Zentrum stand einerseits die Frage nach der zukünftigen 

rechtlichen Regelung organisierter Suizidhilfe aus juristischer und ethischer Sicht. Anderer-

seits wurden aus seelsorgerlicher Perspektive die anthropologisch-sozialen Folgen einer 

rechtlichen Regelung und deren Tragfähigkeit in der Praxis eingehend diskutiert. Ziel war es, 

in einer zunächst strafrechtlichen Fachdiskussion einen Beitrag zur eigenen Urteilsbildung im 

interdisziplinären Gespräch zu leisten. Die hier versammelten Beiträge geben Impulse für die 
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öffentliche Diskussion des Themas in den verschiedenen gesellschaftlichen Bereichen. Denn 

dass die Diskussion in der Schweiz mit dem bundesrätlichen Vorschlag einer rechtlichen 

Regelung von Suizidhilfeorganisationen erst begonnen hat, lassen verschiedene öffentliche 

Debatten bereits jetzt schon vermuten. 
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Organisierte Suizidhilfe im Recht 

Die Regelung der Suizidhilfe in der Schweiz 
Geltende Rechtslage und neue Vorschläge des Bundesrates 

Bernardo Stadelmann 

1. Einleitung 

Der schweizerische Bundesrat hat sich in den vergangenen Jahren wiederholt und einge-

hend mit dem Thema der Suizidhilfe befasst. In den Jahren 20061 und 20072 hat er in einer 

breit angelegten Problemanalyse die geltenden gesetzlichen Regelungen und den Hand-

lungsbedarf des Bundesgesetzgebers sowie der involvierten Behörden zum Schutz der be-

troffenen Menschen geprüft. Er äusserte sich auch zur Bedeutung und zu den Möglichkeiten 

der Palliativmedizin, -pflege und -betreuung (Palliative Care).  

Gestützt auf diese Arbeiten kam er zunächst zum Schluss, dass die möglichen Missbräuche 

im Zusammenhang mit der Tätigkeit von Suizidhilfeorganisationen durch konsequente 

Durchsetzung des geltenden Straf- und Gesundheitsrechts durch die zuständigen kantona-

len Behörden verhindert werden könnten. Gleichzeitig sprach er sich gegen eine staatliche 

Legitimierung und Zertifizierung der organisierten Suizidhilfe aus und beschloss deshalb, auf 

eine umfassende Gesetzgebung über die Zulassung und Beaufsichtigung von Suizidhilfeor-

ganisationen zu verzichten. Schliesslich unterstrich er die wichtige Rolle der Palliative Care 

als Hilfe, um die letzte Lebensphase in Würde zu erleben und um in Würde zu sterben, und 

befürwortete einen Ausbau des Angebots sowie eine Verbesserung der Information und Be-

ratung der Betroffenen und Angehörigen. 

In der Zwischenzeit musste der Bundesrat allerdings zur Kenntnis nehmen, dass der blosse 

Verweis auf das bestehende juristische Instrumentarium und die Zuständigkeit der kantona-

len Strafverfolgungs- und Gesundheitsbehörden nicht zu einem Abklingen der in Politik und 

Öffentlichkeit laut gewordenen Befürchtungen von missbräuchlichem Umgang mit dem Ster-

bewunsch von mehr oder weniger leidenden Menschen aus dem In- und Ausland namentlich 

durch Suizidhilfeorganisationen geführt hat. Das hat ihn schliesslich, nach einer erneuten 

                                                
1  Bericht «Sterbehilfe und Palliativmedizin – Handlungsbedarf für den Bund?» vom 24. April 2006 

(Sterbehilfe-Bericht), 
 www.bj.admin.ch/etc/medialib/data/gesellschaft/gesetzgebung/sterbehilfe.Par.0016.File.tmp/2006

0531_ber-sterbehilfe-d.pdf. 
2  Ergänzungsbericht zum Bericht «Sterbehilfe und Palliativmedizin – Handlungsbedarf für den 

Bund?» vom Juli 2007 
 www.bj.admin.ch/etc/medialib/data/gesellschaft/gesetzgebung/sterbehilfe.Par.0019.File.tmp/ber-

sterbehilfe_ergaenzung-d.pdf. 
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Bedarfsanalyse3 dazu bewogen, am 28. Oktober 2009 einen Vorentwurf zur Änderung von 

Artikel 115 des schweizerischen Strafgesetzbuches (StGB; SR 311.0) «Verleitung und Beihil-

fe zum Selbstmord» in die Vernehmlassung zu schicken.4 Darin schlägt er zwei Regelungs-

varianten vor, welche die organisierte Suizidhilfe stark einschränken bzw. gänzlich unterbin-

den sollen.  

2. Die Beschlüsse des Bundesrates von 2006/2007 

Im Rahmen der Behandlung der im März 2004 überwiesenen Motion der Kommission für 

Rechtsfragen des Ständerates 03.3180 «Sterbehilfe und Palliativmedizin» hat der Bundesrat 

am 31. Mai 2006 den vom Eidgenössischen Justiz- und Polizeidepartement (EJPD) in enger 

Zusammenarbeit mit dem Eidgenössischen Departement des Innern (EDI) erstellten Sterbe-

hilfe-Bericht beraten und dem Parlament gestützt darauf folgende Empfehlungen zur Suizid-

hilfe abgegeben: Auf eine Änderung von Artikel 115 StGB und auf eine umfassende Gesetz-

gebung auf Bundesebene über die Zulassung und Beaufsichtigung von Suizidhilfeorganisa-

tionen und den so genannten Sterbetourismus sei zu verzichten.5 Gestützt auf den Ergän-

zungsbericht beschloss der Bundesrat am 29. August 2007 auch auf eine Änderung des Be-

täubungsmittelgesetzes zur Verhinderung von Missbräuchen mit dem Betäubungsmittel Nat-

rium-Pentobarbital (NAP) in letaler Dosis zu verzichten. Gleichzeitig beauftragte er das EDI, 

Vorschläge für eine weitere Förderung von Palliative Care auszuarbeiten.6 

3. Gegenstand der Prüfung 

Der Sterbehilfe-Bericht widmet sich der Frage, ob und wie die Regelung im Bereich der Sui-

zidhilfe in Anbetracht der teilweise heftigen Reaktionen auf den so genannten Sterbetouris-

mus im In- und Ausland und des namentlich immer wieder auftauchenden Missbrauchsver-

dachts gegenüber Suizidhilfeorganisationen geändert werden sollte. Zunächst legt er die 

geltende Normierung eingehend dar: Artikel 115 StGB stellt die Teilnahmeformen der Gehil-

fenschaft und der Anstiftung unter Strafe, obwohl der Suizid und der Suizidversuch selbst 

nicht strafbar sind. Der Gesetzgeber hat die Strafbarkeit dieser Beteiligten allerdings auf 

                                                
3  Bericht «Organisierte Suizidhilfe: Vertiefte Abklärungen zu Handlungsoptionen und -bedarf des 

Bundesgesetzgebers» vom 15. Mai 2009 
 www.bj.admin.ch/etc/medialib/data/gesellschaft/gesetzgebung/sterbehilfe.Par.0028.File.tmp/ber-

org-suizidhilfe-d.pdf. 
4  Vorentwurf: 
 www.bj.admin.ch/etc/medialib/data/gesellschaft/gesetzgebung/sterbehilfe.Par.0031.File.tmp/entw-

d.pdf; erläuternder Bericht:   
www.bj.admin.ch/etc/medialib/data/gesellschaft/gesetzgebung/sterbehilfe.Par.0034.File.tmp/ve-
ber-d.pdf. 

5  Medienmitteilung vom 31. Mai 2006 
 www.bj.admin.ch/bj/de/home/dokumentation/medieninformationen/2006/ref_2006-05-311.html. 
6  Medienmitteilung vom 29. August 2007, 
 www.bj.admin.ch/bj/de/home/dokumentation/medieninformationen/2007/ref_2007-08-290.html. 



 

 
SEK-Kolloquium ‹Suizidhilfe im Fokus von Recht, Ethik und Seelsorge› 6 

 
 

Personen eingeschränkt, die aus selbstsüchtigen Beweggründen handeln. Weitere rechtliche 

Grundlagen im Bereich Suizidhilfe finden sich (auf Bundesebene wie auch auf kantonaler 

Ebene) im Gesundheits- bzw. Betäubungsmittelrecht sowie im Raumplanungs-, Nachbar-

schafts- oder auch im Gewerberecht.7 Dieses gesetzliche Instrumentarium erlaubt es, denk-

bare Missbräuche durch Suizidhilfeorganisationen zu ahnden und zu verhindern. 

Der Ergänzungsbericht prüft zentral die Frage, ob zur Verhinderung von Missbräuchen bei 

der Suizidhilfe eine Änderung des Betäubungsmittelrechts geboten ist. Er legt in einer ge-

nauen Analyse der geltenden Rechtslage die detaillierten und präzisen Vorschriften im Heil- 

und Betäubungsmittelrecht über die Verschreibung und Abgabe von NAP in letaler Dosis 

dar.8 Da eine legale Verwendung zum Zweck des Suizids dadurch praktisch ausgeschlossen 

ist, sind neue, einschränkendere Regeln überflüssig. 

4. Besondere Problemfelder 

Die Verurteilungen wegen Artikel 115 StGB sind bisher sehr selten geblieben und keine die-

ser Verurteilungen betraf die Tätigkeit von Suizidhilfeorganisationen.9 Der Bundesrat hat sich 

mangels gerichtlich dokumentierten Missbräuchen deshalb mit den möglichen Problemfel-

dern im Zusammenhang mit der Tätigkeit von Suizidhilfeorganisationen befasst, welche 

Missbrauchsgefahren bergen: Solche bestehen zunächst an der Grenze zwischen der straf-

losen und der strafbaren Suizidhilfe bzw. der Fremdtötung. Die Suizidhilfe ist nämlich nur 

unter drei Voraussetzungen straflos: Es muss sich zunächst um einen Suizid handeln, d.h. 

die betroffene Person muss sich eigenverantwortlich und durch eine selbst ausgeführte 

Handlung töten. Zudem darf die Mitwirkung des helfenden Dritten nicht aus selbstsüchtigen 

Beweggründen erfolgen. Missbrauchsgefahren bestehen auch hinsichtlich der Verwendung 

des tödlichen Mittels. 

4.1 Eigenverantwortliches Handeln 

Nach den Ergebnissen der Suizidforschung liegt ein eigenverantwortliches Handeln des Sui-

zidenten nur in Ausnahmefällen vor: Etwa ein Drittel der Suizide realisieren sich in Folge 

einer echten Geisteskrankheit; die übrigen Suizide sind auf Neurosen, neurotische Reaktio-

nen und auf sonstige abnorme Verhaltensweisen (vor allem Depressionen und Süchte) zu-

rückzuführen. Suizide, die auf Grund krankhafter psychischer Störungen erfolgen, sind als 

Unglücksfälle zu bezeichnen: Der Tod ist nicht wirklich gewollt; die beabsichtigte Selbsttö-

tung ist eher als ein Hilferuf zu verstehen. In solchen Fällen besteht deshalb für Dritte die 

Pflicht, Hilfe zu leisten. Bleiben angesichts eines solchen Unglücksfalls Garanten (z.B. An-

gehörige oder der Arzt) untätig, können sie sich wegen vorsätzlicher oder fahrlässiger Tö-

tung strafbar machen. Wer nicht Garant ist, kann, wenn er nichts unternimmt, wegen Verlet-

zung der allgemeinen Hilfeleistungspflicht den Tatbestand der unterlassenen Nothilfe nach 

                                                
7  Siehe Sterbehilfe-Bericht (FN 1), 36 ff. 
8  Siehe Ergänzungsbericht (FN 2), 3ff. 
9  Siehe Sterbehilfe-Bericht (FN 1), 38f. 
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Artikel 128 StGB erfüllen. Straflosigkeit ist also nur gegeben, wenn der Suizident eigenver-

antwortlich handelt, weil in einer derartigen Konstellation keine Pflicht zur Hilfeleistung be-

steht, da dann (und nur dann) kein Unglücksfall vorliegt.10 

Zur freien Willensbildung gehört auch, dass der Suizident über die gesamten Umstände sei-

nes Leidens Bescheid weiss, d.h. er muss in Kenntnis der Bedeutung und der vollen Trag-

weite seines Verhaltens handeln. Diese fehlt bei Täuschung durch Dritte, Urteilsunfähigkeit 

des Betroffenen oder Irrtum über die Umstände der Handlung (z.B. über die Annahme der 

Aussichtslosigkeit der Lage und des Fehlens einer Alternative zur Beendigung eines uner-

träglichen Leidens). Der Suizident muss also nicht nur urteilsfähig sein, sondern voll infor-

miert im Sinne des informed consent, eines Begriffs, den wir aus dem Recht der ärztlichen 

Heilbehandlung kennen. Dazu gehört insbesondere die Prüfung von Alternativen, also etwa 

ob eine hinreichende Schmerztherapie die Probleme des Suizidgeneigten mildern oder sogar 

lösen könnten. Wer an einem Suizid assistiert, obwohl solche Alternativen nicht hinreichend 

geprüft wurden, riskiert eine Verurteilung wegen vorsätzlicher oder fahrlässiger Tötung.11 

Besonders problematisch erweisen sich schliesslich Abhängigkeitssituationen, bei denen die 

Beeinflussung durch Dritte gross ist, so beispielsweise bei psychisch Kranken, bei Schwerst- 

und Terminalkranken, bei Jugendlichen und Kindern, bei Insassen von Institutionen der 

Langzeitpflege usw. Die Beurteilung, ob bei solchen Personen ein selbstverantwortlicher 

Entscheid zum Suizid zustande kommt, lässt sich nicht losgelöst von medizinischen Spezial-

kenntnissen beurteilen und erfordert notwendigerweise das Vorliegen eines vertieften psy-

chiatrischen Fachgutachtens.12 

4.2 Tatherrschaft 

Der Suizident muss die todbringende Handlung zudem selber durchgeführt haben. Beihilfe 

zum Suizid ist nur insoweit gegeben, als der Sterbewillige noch Tatherrschaft hat. Er muss 

sich das todbringende Mittel selbst verabreichen, also in der Regel das Getränk selbst ein-

nehmen. Liegt – etwa weil der Sterbewillige physisch, beispielsweise auf Grund einer Läh-

mung, dazu nicht in der Lage ist – die Tatherrschaft beim «Helfer» oder geht sie während der 

Prozedur auf diesen über, dann ist dieser kein Helfer mehr, sondern aktiver Täter eines Tö-

tungsdeliktes.13 

4.3 Selbstsüchtige Beweggründe 

Die Straflosigkeit der Suizidhilfe setzt auch das Fehlen selbstsüchtiger Beweggründe voraus. 

Dies wirft die Frage des möglichen Missbrauchs eines Suizids zugunsten von Interessen 

                                                
10  Martin Schubarth, Assistierter Suizid und Tötung auf Verlangen, Zeitschrift für Strafrecht 2009, 4 

mit Hinweisen; zu den Ergebnissen der Suizidforschung siehe Bericht Organisierte Suizidhilfe (FN 
3), 19f. 

11  Schubarth (FN 10), 5f. mit Hinweisen. 
12  Vgl. BGE 133 I 58 E. 6.3.5.2 mit Hinweisen. 
13  Schubarth (Fn. 10), 7f. mit Hinweisen. 
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Dritter und somit der Uneigennützigkeit der Tätigkeit von Suizidhilfeorganisationen und ihrer 

Finanzierung auf. Die Überprüfung dieser Voraussetzung bedingt, dass die Strafverfol-

gungsbehörde Einblick in die Finanzen der betroffenen Organisation erhält. Ob bei ge-

werbsmässiger Ausübung dieser Tätigkeit – auch wenn das Entgelt nur den Infrastruktur- 

und Personalaufwand der Organisation abdecken sollte – die Voraussetzung des Fehlens 

selbstsüchtiger Beweggründe erfüllt ist, ist von der Rechtspflege zu prüfen und zu entschei-

den. Selbstsüchtige Beweggründe im Sinne von Artikel 115 StGB liegen vor, wenn die Täte-

rin oder der Täter überwiegend die Befriedigung eigener materieller Bedürfnisse anstrebt, 

wie Gewinnsucht, den Antritt des Erbes, die Ausplünderung des Suizidenten oder die Entlas-

tung von einer Unterhaltspflicht. Sie können aber auch in immateriellen oder affektiven Vor-

teilen liegen, wie die Befreiung von einer verhassten Person, Rache, Bosheit, aber auch For-

schungsinteresse, Geltungsdrang und Streben nach Publizität für die Sache der Suizidhilfe 

und für sich selbst.14 

4.4 Verwendung von NAP 

Die Verschreibung und die Abgabe des Betäubungsmittels NAP sind im Rahmen der Vor-

schriften des Betäubungs- und Heilmittelrechts und der Regelungen der medizinischen und 

pharmazeutischen Wissenschaften zulässig. Als wesentliche Voraussetzungen gelten die 

Rezeptpflicht, die Pflicht des Arztes zur vorgängigen persönlichen und eingehenden Unter-

suchung des Patienten, eine den ärztlichen Berufs- und Sorgfaltspflichten entsprechende 

Diagnose, eine medizinische Indikationsstellung und ein Aufklärungsgespräch sowie die wei-

teren standesrechtlichen Auflagen.15 Die geltende Rechtslage präsentiert sich demnach so, 

dass eine legale Verwendung zum Zweck des Suizids kaum möglich ist.16 Die Überwachung 

der Einhaltung all dieser Pflichten im Einzelfall obliegt den kantonalen Gesundheitsbehörden 

als Teil ihrer Aufsichtstätigkeit über die ärztliche Berufsausübung. Pflichtverletzungen kön-

nen bis zum vollständigen oder teilweisen Entzug der Berufsausübungsbewilligung führen. 

Bei Verdacht auf strafbare Handlungen ist es Sache der kantonalen Strafverfolgungsbehör-

den, die entsprechenden Schritte einzuleiten.17 

5 Was hat sich seither geändert? 

Nach dem Gesagten ergibt sich, dass in der Schweiz die Beihilfe zum Suizid bei einer stren-

gen Anwendung der geltenden Rechtsnormen nur in sehr wenigen Situationen straflos ge-

leistet werden dürfte. Obwohl somit Missbräuche mit einer konsequenten Durchsetzung des 

geltenden Rechts verhindert werden könnten, sind die öffentliche Diskussion diesbezüglich 

                                                
14  Siehe Sterbehilfe-Bericht (FN 1), 39; Christian Schwarzenegger, Selbstsüchtige Beweggründe bei 

der Verleitung und Beihilfe zum Selbstmord (Art. 115 StGB), in: Frank Thomas Petermann, Si-
cherheitsfragen der Sterbehilfe, St. Gallen 2008, 105ff. 

15  Siehe Ergänzungsbericht (FN 2), 6; BGE 133 I 58 E. 6.3.2 mit weiteren Hinweisen. 
16  Siehe Bericht Organisierte Suizidhilfe (FN 3), 6. 
17  Siehe Ergänzungsbericht (FN 2), 4. 
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kontrovers und die Forderung namentlich von Seiten der Politik nach minimalen Sorgfalts-

pflichten für Suizidhilfeorganisationen aktuell geblieben.  

Der Bundesrat hat zudem insbesondere im Ausweichen auf die so genannte Helium-

Methode eine Tendenz der organisierten Suizidhilfe erblickt, sich der ärztlichen Kontrolle 

über die Verschreibungspflicht für NAP zu entziehen, was die Missbrauchsgefahr zusätzlich 

erhöht. Er hat das EJPD und das EDI deshalb am 2. Juli 2008 beauftragt, im Lichte der neu-

en Entwicklungen und Erkenntnisse vertieft abzuklären, ob im Bereich der organisierten Sui-

zidhilfe spezifische gesetzliche Regelungen erforderlich sind, um Missbräuchen entgegen-

zuwirken. Er hat dabei ausdrücklich festgehalten, dass ein umfassendes Aufsichtsgesetz 

nicht zur Diskussion stehe und hat damit seine in den Sterbehilfe-Berichten sowie in ver-

schiedenen Antworten auf parlamentarische Vorstösse mehrfach dargelegte Absicht bekräf-

tigt, den Suizidhilfeorganisationen kein staatliches Gütesiegel ausstellen zu wollen.18 Im Be-

richt vom 15. Mai 200919 werden die neuen Erkenntnisse dokumentiert und verschiedene 

Möglichkeiten dargelegt, die zur Einschränkung der organisierten Suizidhilfe (namentlich 

deren Entgeltlichkeit bzw. Gewerbsmässigkeit und den «Sterbetourismus»), zur Verbesse-

rung der Durchsetzbarkeit des geltenden Rechts sowie zur Optimierung des Angebots an 

wirkungsvollen Alternativen (wie z.B. Ausbau der Palliative Care, Verbesserung der Informa-

tion und Beratung über Behandlungs- und Betreuungsmöglichkeiten bei chronischen Leiden, 

Intensivierung der Suizidforschung und -prävention sowie Verbreitung der Patientenverfü-

gungen zur besseren Beachtung des Patientenwillens) beitragen könnten. 

5.1 Ausweitung der Indikationen 

Die Gruppe von Suizidhilfe in Anspruch nehmenden Personen hat sich in mehrfacher Hin-

sicht ausgedehnt. Für das Jahr 2007 geht der Bundesrat von insgesamt 400 assistierten 

Suiziden aus, rund die Hälfte davon wurde im Kanton Zürich verübt. Zugenommen hat auch 

die Zahl der Personen, die aus dem Ausland anreisen, um sich in der Schweiz mit Hilfe einer 

Organisation das Leben zu nehmen. Nachdem das Angebot der Suizidhilfeorganisationen 

früher mit einer infausten Prognose, einem unerträglichen Leiden und somit mit einer aus-

weglosen Situation begründet wurde, wird nicht mehr nur Schwerstkranken zum Suizid ver-

holfen, sondern auch Alten und Lebensmüden. Unter Berufung auf ein Recht auf Bestim-

mung des eigenen Todeszeitpunktes wird organisierte Suizidhilfe immer mehr auch für ge-

sunde Personen in Aussicht gestellt. Eine Praxisänderung gibt es zudem in Bezug auf die 

Suizidbegleitung von psychisch Kranken, welche auch nicht zum Kreis der todkranken Men-

schen zu zählen sind.20 Der Anteil der Menschen, die sich in Zürich von EXIT Deutsche 

                                                
18  Medienmitteilung vom 2. Juli 2008, 
 www.bj.admin.ch/bj/de/home/dokumentation/medieninformationen/2008/ref_2008-07-020.html. 
19  Bericht Organisierte Suizidhilfe (FN 3). 
20  Siehe Erläuternder Bericht (FN 4), 9f. 
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Schweiz beim Suizid begleiten liessen und die nicht an einer tödlichen Krankheit litten, bet-

rug gemäss einer 2008 veröffentlichten Studie zwischen 2001 und 2004 34 Prozent.21  

Eine solche Änderung in der Indikation setzt die Anwendung einer Suizidmethode ohne ärz-

tliches Rezept voraus, weil in diesen Fällen u.U. gar keine medizinische Indikation vorliegt. In 

dieser Zeit kam die so genannte Helium-Methode anstelle der Verabreichung einer tödlichen 

Dosis von nur auf ärztliches Rezept hin erhältlichem NAP in einigen Fällen zur Anwendung. 

Gemäss Aussagen des Zürcher Regierungsrates ist dies auf eine strengere Kontrolle durch 

die Gesundheitsbehörden zurückzuführen. Es wurde namentlich die Weisung «Ausstellung 

von Rezepten für Natrium-Pentobarbital im Rahmen der Organisation Exit oder Dignitas» der 

Gesundheitsdirektion vom September 1999 durchgesetzt, in welcher ausdrücklich festgehal-

ten wird, dass der Wunsch einer Patientin bzw. eines Patienten zu sterben, alleine nicht ge-

nügt, um ein Rezept für NAP ausstellen zu können. Erforderlich ist zugleich eine einwand-

freie schriftliche Dokumentation einer zum Tode führenden Krankheit mit unabwendbarem 

Verlauf sowie der Urteilsfähigkeit im Hinblick auf den Todeswunsch.22 

5.2 Assistierter Suizid bei Schwer- und Terminalkranken 

Die Einführung einer Regelung über Suizidbegleitung am Lausanner Universitätsspital CHUV 

hat zur Erkenntnis geführt, dass die z.T. schwer bis terminal erkrankten Patienten in einem 

Akutspital sehr selten auf die Dienste von Suizidhilfeorganisationen greifen. Insgesamt wur-

den in den ersten 18 Monaten bei 54'000 Spitalaufnahmen lediglich 6 Gesuche eingereicht, 

alle in den ersten 7 Monaten nach der Einführung der Zulassungsregelung. Nur eines davon 

hat zu einem von einer Organisation begleiteten Suizid geführt, der allerdings nicht im Spital 

selbst, sondern in einem dazu gehörenden Altersheim begangen wurde.23 

Von Bedeutung ist in diesem Zusammenhang der Versuch von Exit ADMD Suisse romande, 

sich nun mit einer Volksinitiative freien Zugang zu allen staatlich subventionierten Altershei-

men im Kanton Waadt zu verschaffen. 

5.3 Zeitliche Abläufe 

Die Zeitspanne zwischen dem ersten Kontakt einer suizidwilligen Person mit der Suizidhilfe-

organisation und der Begehung des Suizids ist in vielen Fällen sehr kurz. Die von EXIT ver-

öffentlichten Zahlen ergeben, dass 2008 in 23% der Fälle zwischen dem Erstgespräch und 

dem Suizid 0 bis 7 Tage und in weiteren 11% der Fälle 8 bis 14 Tage vergangen sind.24 

5.4 Finanzielle Verhältnisse 

                                                
21  Die Ergebnisse dieser Studie sind publiziert in: Susanne Fischer et al., Suicide assisted by two 

Swiss right-to-die organisations, in: Journal of Medical Ethics 34/2008, 810–814. 
22  Siehe Bericht Organisierte Suizidhilfe (FN 3), 9. 
23  Jean-Blaise Wasserfallen / René Chioléro / Friedrich Stiefel, Assisted suicide in an acute care 

hospital: 18 months’ experience, in: Swiss Medical Weekly 2008; 138 (15–16); 239–242. 
24  Exit INFO 1.09, 17. 
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Zu neuen Erkenntnissen ist man in den letzten Jahren auch hinsichtlich der finanziellen Ver-

hältnisse bei der organisierten Suizidhilfe gelangt. Die Suizidhilfeorganisationen sind gemäss 

ihren Statuten zwar nicht gewinnorientiert, üben aber ein nach kaufmännischer Art geführtes 

Gewerbe aus und werden auch vom Zürcher Verwaltungsgericht als gewerblich bzw. betrieb-

lich tätig im Sinne des öffentlichen Baurechts angesehen.25 Sie lassen sich für ihre Tätigkeit 

denn auch von den Suizidenten entschädigen. Dignitas verlangt einen Vorschuss von rund 

CHF 10'000 für eine Suizidbegleitung mit Einbezug der Bestattungsformalitäten. EXIT 

Deutsche Schweiz finanziert seine Tätigkeit durch Mitgliederbeiträge (CHF 45 pro Jahr), 

Spenden, Kapitalzinsen und andere Erträge. Seine Dienstleistungen sind Mitgliedern vorbe-

halten.26 Die Suizidhelfer erhalten für jede Suizidbegleitung eine Entgeltung in der Höhe von 

CHF 500, die sich nicht nur auf ausgewiesene Spesen beschränkt, sondern auch ein Hono-

rar für die geleistete Arbeit und den Zeitaufwand darstellt.27 Vergütungen im Betrag zwischen 

CHF 44'000 und CHF 74'000 im Jahr erhalten die Vorstandsmitglieder von EXIT für ihre Tä-

tigkeit, ohne dass sich dazu aus den publizierten Rechenschaftsberichten Einzelheiten erge-

ben.28 In diesem Zusammenhang ist schliesslich auch die zunehmende Werbung für neue 

Mitglieder mittels Inseraten und Berichten in Zeitungen im In- und Ausland, Auftritten an Ge-

meindeanlässen und Radiospots zu erwähnen.29 

5.5 Strafverfolgung 

Trotz dieser finanziellen Verhältnisse wurde von den Strafverfolgungsbehörden bei Suizidhil-

feorganisationen bzw. deren Vertretern noch nie auf das Vorliegen von Selbstsucht im Sinne 

von Artikel 115 StGB erkannt.30 Der Regierungsrat des Kantons Zürich gab im November 

2008 bekannt, dass die Zürcher Staatsanwaltschaft sämtliche Verfahren gegen Dignitas 

                                                
25  Auszug aus dem Protokoll des Regierungsrates des Kantons Zürich, Sitzung vom 12. November 

2008 zu KR-Nr. 283/2008, 4. 
26  EXIT verfügte gemäss Geschäftsbericht 2008 über ein Fondskapital von CHF 832’783. Die Lie-

genschaft in Zürich hat einen Buchwert von CHF 1’955 Mio. und einen 2003 geschätzten Ver-
kehrswert von CHF 2’192 Mio. Für Mitglieder auf Lebenszeit bestehen Rückstellungen von CHF 
4’596 Mio. EXIT beschäftigte im Jahr 2007 10 Personen in 8 Vollzeitstellen (Exit INFO 1.09, 21). 

27  Siehe Schwarzenegger (FN 14), 114f.; vgl. dazu auch die zwischen der Oberstaatsanwaltschaft 
des Kantons Zürich und EXIT Deutsche Schweiz am 7. Juli 2009 unterzeichnete Vereinbarung 
über die organisierte Suizidhilfe, Ziff. 3.2.2., 

 www.staatsanwaltschaften.zh.ch/Diverses/Aktuelles/Vereinbarung%20EXIT.pdf. 
28  Exit INFO 1.09, 23. 
29  Siehe Erläuternder Bericht (FN 4), 8: 2008 verwendete beispielsweise EXIT CHF 438’509 für den 

Budgetposten «Kommunikation». 
30  Siehe Auszug aus dem Protokoll des Regierungsrates des Kantons Zürich, Sitzung vom 7. Mai 

2008 zu KR-Nr. 119/2008, 2–5: «Zwar muss bei Dignitas für eine Sterbebegleitung ein nicht uner-
heblicher Geldbetrag entrichtet werden, der sich aber mit Blick auf die Refinanzierung verschie-
dener Administrations- und anderer Aufwendungen nachvollziehen lässt, auch wenn der Kosten-
deckungsgrad nicht restlos beurteilt werden kann. Die Höhe der Spesenentschädigungen der ein-
zelnen Begleitpersonen liegt offensichtlich nicht in erheblichem Masse über einem kostendecken-
den Beitrag, so dass die Grenze zur selbstsüchtigen Motivation nicht überschritten wird». 
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mangels rechtsgenügenden Verdachts einer strafbaren Handlung eingestellt habe.31 Aller-

dings hat der zuständige Staatsanwalt im Januar 2009 eingeräumt, dass selbstsüchtige Be-

weggründe vorliegen könnten, falls sich herausstellen sollte, dass Dignitas die Gelder aus 

der Suizidbegleitung für Propagandazwecke oder Anwaltskosten eingesetzt hat.32  

6. Vorschläge des Bundesrates 

Diese Feststellungen werfen zahlreiche Fragen auf, insbesondere in Bezug auf die Zurück-

haltung der betroffenen kantonalen Behörden bei der Untersuchung der Geldflüsse bei den 

Suizidhilfeorganisationen, der Ausweitung der Indikationen und der Umgehung der ärztlichen 

Kontrolle. Am 17. Juni 2009 führte der Bundesrat eine erneute Aussprache und beschloss, 

zwei Optionen weiter zu verfolgen, um diesen Entwicklungen entgegenzuwirken: einerseits 

gesetzliche Einschränkungen, andererseits ein Verbot der organisierten Suizidhilfe.33 Am 28. 

Oktober 2009 eröffnete er die Vernehmlassung zu einem Vorentwurf zur Änderung von Arti-

kel 115 StGB, der diese zwei Varianten enthält. Beide Vorschläge beabsichtigen primär eine 

Präzisierung des geltenden Rechts, indem sie den neuen Problemstellungen Rechnung tra-

gen ohne die Strafbarkeitsgrenze wesentlich zu verschieben. 

6.1 Variante 1 

Die erste Variante stellt in Artikel 115 Absatz 2 StGB rechtliche Rahmenbedingungen zur 

Diskussion, welche kumulativ erfüllt sein müssen, damit eine im Rahmen einer Suizidhilfeor-

ganisation geleistete Beihilfe zum Suizid straflos bleibt. Verlangt wird ausdrücklich die Prü-

fung der Urteilsfähigkeit der oder des Suizidwilligen durch einen unabhängigen Arzt. Ferner 

darf Suizidhilfe nur für Personen mit einer unheilbaren Krankheit und unmittelbar bevorste-

hender Todesfolge gewährt werden, was ebenfalls ärztlich ausgewiesen sein muss. Die Sui-

zidhandlung ist zudem ausschliesslich mit einer ärztlich verschriebenen Substanz auszufüh-

ren. Weiter ist es der Suizidhilfeorganisation grundsätzlich untersagt, geldwerte Leistungen 

entgegenzunehmen. Es werden somit weitgehend die bereits geltenden, oben dargelegten 

Grundsätze (freiverantwortlicher Entscheid zur Suizidhandlung inklusive informed consent, 

d.h. nach umfassender Abklärung von Diagnose, Prognose und Behandlungsalternativen; 

Tatherrschaft; Abwesenheit von selbstsüchtigen Beweggründen) umgesetzt, indem sie z.T. 

expliziter geregelt werden und so den Ermessensspielraum der Strafverfolgungsbehörden 

einengen. Dies sollte in erster Linie zur Durchsetzung des geltenden Rechts beitragen. Neu 

ist das Erfordernis, dass die suizidwillige Person an einer unheilbaren Krankheit mit unmittel-

bar bevorstehender Todesfolge leiden muss. Der Bundesrat will mit dieser Bestimmung die 
                                                
31  Auszug aus dem Protokoll des Regierungsrates des Kantons Zürich, Sitzung vom 12. November 

2008, KR-Nr. 283/2008, 5: Es wird darauf hingewiesen, dass sich die fehlende Transparenz hin-
sichtlich des Vereinsvermögens und allfälliger Bezüge des Vereinsvorstandes – trotz Eintragung 
von Dignitas im Handelsregister und entsprechender Buchführungspflicht – mit strafprozessualen 
Mitteln nicht herstellen lasse. 

32  Siehe Bericht Organisierte Suizidhilfe (FN 3), 14f. 
33  Siehe Erläuternder Bericht (FN 4), 5. 
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organisierte Suizidhilfe als ultima ratio auf einen möglichst eng begrenzten Kreis von Perso-

nen beschränken. So soll die organisierte Beihilfe zum Suizid namentlich bei chronisch und 

bei psychisch Kranken strafbar sein.34 

6.2 Variante 2 

Die zweite Variante sieht ein Verbot der organisierten Suizidhilfe vor. Wer im Rahmen einer 

Suizidhilfeorganisation jemanden zum Suizid verleitet oder ihm dazu Hilfe leistet, macht sich 

strafbar. Im Unterschied zur ersten Variante werden damit einerseits eine Medikalisierung 

und andererseits die Rechtsungleichheit vermieden, die sich ergeben könnte, wenn Einzelne 

(z.B. Terminalkranke) Rechte erhalten und andere nicht. Dieser Vorschlag steht im Einklang 

mit der Rechtsprechung des Bundesgerichts und des Europäischen Gerichtshofs für Men-

schenrechte, welche kein Recht auf assistierten Suizid anerkennen.35 

6.3 Freiheit und Selbstbestimmung 

Beide Änderungsvorschläge betreffen ausschliesslich die durch eine Organisation geleistete 

Suizidhilfe, die somit zum ersten Mal bundesgesetzlich geregelt werden soll. Die Organisa-

tionen und die Strafverfolgungsbehörden stützen sich nämlich in einer Art und Weise auf 

Artikel 115 StGB, die der Gesetzgeber vor gut 90 Jahren gar nicht vorausgesehen hatte. Für 

die Beihilfe zum Suizid, die nicht im Rahmen einer Organisation geleistet wird, hält der Bun-

desrat hingegen an der aktuellen Regelung fest.36 

Die Selbstbestimmung des Einzelnen und seine Freiheit zur Lebensbeendigung (sei es 

durch Behandlungsverzicht oder durch Suizid) bleiben damit gewahrt. Der Bundesrat befasst 

sich hier nicht mit dem Ersuchenden, dessen Wunsch einem Leiden ein Ende zu setzen un-

ter Umständen verständlich ist, und somit auch nicht mit der Frage, wie der Einzelne seine 

eigene Würde wahrnimmt. Er fokussiert sich auf den Dritten, der dem Sterbewilligen beim 

Suizid hilft. Und hier macht der Bundesrat einen Unterschied zwischen jenem, der im priva-

ten Umfeld aus Betroffenheit Beihilfe zu einem Suizid bietet, und einer Organisation, bei wel-

cher diese Beihilfe in professioneller Weise durch eine in der Regel vorher unbekannte Per-

son erbracht wird.  

Beim Verbot der organisierten Suizidhilfe tragen der Suizidwillige und der Suizidhelfer selbst 

die Verantwortung für die Folgen ihres Handelns. Die Verantwortung kann nicht an eine dritte 

Instanz – eine Organisation und ihre Entscheidungsorgane, Ärzte oder andere Fachleute – 

abgeschoben werden, welche letztlich den Entscheid über die Durchführung des assistierten 

Suizids für den Suizidwilligen trifft und ihn durch einen Mitarbeitenden ausführen lässt, der 

mit dem Suizidwilligen durch keine Beziehung verbunden ist. Indem der Akzent auf die Ei-

                                                
34  Siehe Erläuternder Bericht (FN 4), 23f. 
35  BGE 133 I 58 E. 6.2 mit Hinweisen; siehe auch Rainer J. Schweizer, Sterbehilfe in verfassungs-

rechtlicher und menschenrechtlicher Sicht, in: Frank Thomas Petermann, Sicherheitsfragen der 
Sterbehilfe, St. Gallen 2008, 31ff., 36ff., 43ff., 52ff. 

36  Siehe oben: «Besondere Problemfelder». 
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genverantwortung des Einzelnen gesetzt wird, werden die Freiheit und die Selbstbestim-

mung der Betroffenen vollumfänglich gewahrt. Dadurch wird auch das Drama der Situation in 

seiner ganzen Tragweite erfasst: Jemand setzt seinem Leben ein Ende und ein anderer hilft 

ihm dabei. 

6.4 Schutzpflichten des Staates 

Beide Vorschläge verfolgen ein eindeutiges öffentliches Interesse, nämlich den Schutz der 

Gesundheit und Sicherheit der Bevölkerung sowie – im Zusammenhang mit der Suizidhilfe – 

die Verhinderung von Straftaten und die Bekämpfung von Missbräuchen. In einer gesund-

heitspolitischen Situation, die mit geschätzt mindestens 20'000 (und bis zu 67'000) Suizid-

versuchen im Jahr epidemiologische Züge aufweist, gebietet die verfassungsmässige Für-

sorgepflicht des Staates37, gerade in Bezug auf das organisierte, gewerbsmässige Angebot 

an Suizidhilfe zumindest strenge Sorgfaltspflichten bei der Feststellung, ob der Wunsch nach 

begleitetem Suizid tatsächlich dem wohlerwogenen, freien und unbeeinflussten Willen der 

Betroffenen entspricht, wie dies der Bundesrat in der ersten Variante vorschlägt. Nachteilig 

wirkt sich bei diesem Vorschlag aus, dass entgegen der erklärten Absicht des Bundesrates 

die organisierte Suizidhilfe für eine letztlich kleine Anzahl von Fällen gesetzlich verankert und 

in einem engen Rahmen staatlich legitimiert wird. Es besteht damit die Gefahr einer späte-

ren, progressiven Ausweitung der Indikationen, wie sie für Länder mit ähnlichen Entwicklun-

gen bereits dokumentiert wurde38, was zu einer Aufweichung des Lebensschutzes führen 

könnte. 

                                                
37  Der Anspruch des Einzelnen, vor Schmerz und Leiden geschützt zu werden, ist abgestützt im 

Recht auf Hilfe in Notlagen und in den ebenfalls justiziablen Schutzpflichten, die sich aus dem 
Anspruch auf körperliche und geistige Unversehrtheit und nicht zuletzt aus dem Schutz vor grau-
samer und unmenschlicher Behandlung ergeben. Dazu kommen die verfassungsrechtlich und 
menschenrechtlich anerkannten Sozialziele – sie halten den Staat dazu an, jedem Menschen die 
für seine Gesundheit notwendige Pflege zu vermitteln. Auch die Aufgabenkataloge der Verfas-
sungen von Bund und Kantonen begründen zahlreiche Kompetenzen und Pflichten im Bereich 
der Gesundheitsversorgung und der Gesundheitsvorsorge. Siehe R. J. Schweizer (FN 35), 35f., 
53f. 

38  Siehe Erläuternder Bericht (FN 4), 11ff. 
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Suizidhilfe 

Günter Stratenwerth 

Meine Einstellung zur Sterbehilfe hat sich aus vielen interdisziplinären Diskussionen im 

Rahmen öffentlicher Veranstaltungen über das Thema, aber auch aus Gesprächen mit Ärz-

ten ergeben, die sich in ihrem Beruf mit der Frage besonders auseinandersetzen mussten. 

Hinzu sind einige eher persönliche Erfahrungen getreten. Ich beschränke mich hier auf Be-

merkungen zur Tätigkeit von Sterbehilfeorganisationen. 

Die spontane Reaktion auf ihre Tätigkeit dürfte bei vielen von uns in deutlichem Unbehagen, 

wenn nicht klarer Ablehnung bestehen. Dass sich Menschen am Ende des Lebens von Per-

sonen helfen lassen (müssen), zu denen sie in keiner näheren Beziehung stehen, die dieses 

«Geschäft» professionell betreiben und dabei möglicherweise auch finanzielle Interessen 

verfolgen, ist ein schwer erträglicher Gedanke. Verstärkt werden mögliche Vorbehalte durch 

Berichte über den psychischen Druck, den Sterbehelfer, wenn sie denn schon zur Stelle 

waren, auf einen doch noch zögernden Menschen ausgeübt haben sollen, über eine man-

gelnde Prüfung der Urteilsfähigkeit von Sterbewilligen oder der Ernsthaftigkeit seines Ster-

bewunsches und über die zum Teil abstossenden Umstände, unter denen der Suizid stattge-

funden hat. Trotzdem hat die organisierte Sterbehilfe eine gewisse Konjunktur. Der Grund ist 

bei den eingangs genannten, meist von vielen älteren Menschen besuchten öffentlichen 

Veranstaltungen mehr als deutlich geworden: Er liegt, um es mit einem Schlagwort zu sagen, 

in der Furcht vor der «Apparatemedizin», davor, am Ende nur noch das an vielen Schläu-

chen hängende, hilflose Subjekt technischer Manipulationen zu sein. 

Man kann nicht verschweigen, dass auch die Ärzteschaft zu dieser Besorgnis beigetragen 

hat. Die verbreitete Besorgnis einer exzessiven Ausschöpfung der Möglichkeiten artifizieller 

Lebenserhaltung und -verlängerung ist ja nicht von ungefähr entstanden. Und die Richtlinien 

der Schweizerischen Akademie der Medizinischen Wissenschaften «für die Betreuung ster-

bender Patienten» enthielten in einer früheren Fassung, von 1995, ohne jede Einschränkung 

den Satz: Beihilfe zum Suizid sei «kein Teil der ärztlichen Tätigkeit». Hier wurde gewisser-

massen standeswidrig genannt, was mir angesehene Onkologen als für sie durchaus ver-

tretbar erklärt haben: einem schwerst leidenden Patienten das Mittel zum Suizid zu geben, 

das ihm hilft, seine Situation zu ertragen (auch wenn er dann in der Regel davon keinen Ge-

brauch macht). Jenes Verdikt findet sich allerdings immer noch in den neuen Richtlinien über 

die «Betreuung von Patientinnen und Patienten am Lebensende» von 2004, mit der Begrün-

dung, dass Suizidhilfe «den Zielen der Medizin widerspricht». Aber Ziel der Medizin sollte 

nicht nur die Lebenserhaltung sein und schon gar nicht die Lebenserhaltung um jeden Preis, 

sondern auch die Leidensverhütung. Die Richtlinien fügen jenem Satz denn heute auch diffe-

renziertere Erwägungen über den Konflikt an, der für den Arzt durch den Wunsch des Pa-

tienten nach Suizidhilfe entstehen kann: Die Lösung erfordere eine Gewissensentscheidung, 

die zu respektieren sei. In der Öffentlichkeit ist nunmehr auch von stärkerem Ausbau palliati-

ver Behandlung die Rede. 
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Dass dies beides ausreichen wird, um der organisierten Sterbehilfe ein Ende zu machen, ist 

allerdings höchst unwahrscheinlich. Damit bleibt die Frage, ob und wie die Tätigkeit entspre-

chender Organisationen strafrechtlich geregelt werden könnte oder sollte. Art. 115 StGB 

greift hier solange nicht ein, wie das Motiv der Gewinnsucht zumindest nicht nachgewiesen 

werden kann. Suizidhilfe in solcher Form war während der gesetzgeberischen Vorarbeiten in 

der ersten Hälfte des vergangenen Jahrhunderts auch noch völlig unbekannt. Jene Bestim-

mung erscheint vielmehr als blosser Kompromiss aus unterschiedlichen kantonalen Rege-

lungen der vorhergehenden Zeit. Die Strafbestimmung ist im Übrigen über Jahrzehnte hin-

weg praktisch bedeutungslos geblieben. Sie zu ändern, hat denn auch 1989 – bei einer Teil-

revision des Strafgesetzbuchs betreffend die Delikte gegen Leib und Leben – niemand An-

lass gesehen. Erst jetzt stellt sich, natürlich vor allem im Blick auf die bundesrätlichen Vor-

entwürfe, die Frage, ob und wie die Tätigkeit von Sterbehilfeorganisationen eine strafrechtli-

che Regelung erfahren könnte oder sollte. 

Die rigoroseste Lösung wäre natürlich die, in Art. 115 die Voraussetzung der selbstsüchtigen 

Beweggründe kurzerhand zu streichen, und das heisst: die «Verleitung und Beihilfe zum 

Selbstmord», nach dem Sprachgebrauch des Gesetzes, generell unter Strafe zu stellen, wie 

es beispielsweise in Art. 78 des österreichischen Strafgesetzbuchs geschieht. Dem steht 

offenkundig jedoch entgegen, dass ein dahingehendes Bedürfnis hierzulande völlig fehlt. Es 

dürfte auch kaum zu begründen sein, wenn man bedenkt, dass Suizidhilfe, wie das Gesetz 

bei der (strafbaren) Tötung auf Verlangen sagt, aus «achtenswerten Beweggründen, na-

mentlich aus Mitleid», geleistet werden kann, oft aus Solidarität mit einem nahestehenden 

Menschen, dessen Todeswunsch unter den gegebenen Umständen nur allzu verständlich 

erscheint. Das bedarf wohl keiner weiteren Worte. 

Ich denke aber, dass auch Variante 2 des bundesrätlichen Vorentwurfs keine Zustimmung 

verdient. Er bedeutet nichts anderes, als das Verbot jeder organisierten Hilfe zum Suizid. 

Äusserst fraglich dürfte schon sein, ob es politisch durchzusetzen wäre. Demoskopische 

Umfragen haben in letzter Zeit klare, obschon mehr oder minder undifferenzierte Mehrheiten 

für die Zulassung solcher Hilfe ergeben. Vor allem aber sprechen gewichtige sachliche 

Gründe gegen eine solche Lösung. Rein gesetzestechnisch ist unklar, was unter einer «Sui-

zidhilfeorganisation» zu verstehen wäre. Ich verweise nur auf die Schwierigkeiten, die bei der 

näheren Abgrenzung der «Kriminellen Organisation» im Sinne von Art. 260bis StGB beste-

hen. Aber auch wenn man sie vernachlässigen könnte: Hält man es wirklich für vertretbar, 

Suizidhilfe nur deshalb, weil sie in solcher Form geleistet wird, mit Verbrechensstrafe zu be-

drohen? Und dies sogar dann, wenn es den Initiatoren, nimmt man sie beim Wort, wirklich 

darum gehen sollte, eine selbstbestimmte Entscheidung über Leben und Tod zu ermögli-

chen? Schliesslich und endlich sollte bedacht werden, dass eine auf Organisationen be-

schränkte Strafdrohung zu ihrer Umgehung geradezu einlädt. Sie würde professionelle Hilfe 

durch Einzelne, die viel schwerer zu kontrollieren wären, ja nicht ausschliessen, könnte inso-

fern also geradezu kontraproduktiv wirken.  
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Was in Betracht gezogen werden sollte, ist nach alledem nur eine stärkere Aufsicht über die 

Tätigkeit der Sterbehilfeorganisationen. In diese Richtung geht ja die Variante 1 der bundes-

rätlichen Vorschläge. Aber auch gegen sie habe ich in ihrer bisherigen Form einige Vorbe-

halte. Zum einen ist die Voraussetzung, die suizidwillige Person müsse «an einer unheilba-

ren Krankheit mit unmittelbar bevorstehender Todesfolge» leiden, von der Sache her zu eng. 

Das ist ja auch schon von anderer Seite gesagt worden. Es gibt mit schwersten Schmerzen 

verbundene Leiden, die nicht unmittelbar zum Tode führen und bei denen die Palliativmedi-

zin nicht mehr helfen kann. Weshalb hier Suizidhilfe ausgeschlossen sein sollte, ist nicht ein-

zusehen. Das gleiche gilt für die besonders heiklen Fälle schwerer, zyklisch wiederkehrender 

psychischer Erkrankungen. Ein 2004 von Bosshard / Kiesewetter / Rippe / Schwarzenegger 

erstellter Expertenbericht1 hält fest, dass «auch bei Menschen mit psychischen Störungen 

[…] autonome, dauerhafte und wohlerwogene Suizidwünsche vorkommen» können. Dass 

hier ein Psychiater beigezogen werden sollte, versteht sich wohl von selbst. Insgesamt aber 

erscheint mir die in Variante 1 vorgeschlagene Regelung mit dem Erfordernis der Begutach-

tung durch zwei unabhängige Ärzte etc. als zu bürokratisch. Insofern (und nur insofern) wei-

che ich von dem Votum von Herrn Lienemann ab.2 Vorgeschrieben werden könnte und sollte 

allerdings die dort vorgesehene «vollständige Dokumentation», die in jedem Fall eine Über-

prüfung ermöglicht. Aber auch dann dürfte es völlig unverhältnismässig sein, Verstösse ge-

gen die formalen Regeln des Abs. 2 als Verbrechen mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren zu 

bedrohen – die Verletzung solcher Regeln war und ist beim Schwangerschaftsabbruch im-

mer nur als Übertretung strafbar (vgl. Art. 121 aStGB, 120 nStGB), zumal dann, wenn sie 

erst nachträglich zu erfüllen waren oder sind. Das heisst insgesamt, dass über eine gesetzli-

che Regelung organisierter Sterbehilfe noch gründlicher als bisher nachgedacht und beraten 

werden sollte. 

 

                                                
1  Vgl. Georg Bosshard / Martin Kiesewetter / Klaus Peter Rippe / Christian Schwarzenegger: Sui-

zidbeihilfe bei Menschen mit psychischen Störungen – unter besonderer Berücksichtigung der Ur-
teilsfähigkeit: Expertenbericht zu Handen von EXIT-Deutsche Schweiz. Zürich 2004. 

2  Vgl. den Beitrag von Wolfgang Lienemann in dieser Publikation. 



 

 
SEK-Kolloquium ‹Suizidhilfe im Fokus von Recht, Ethik und Seelsorge› 18 

 
 

Acht Thesen zur strafrechtlichen Regelung der organisierten Suizidhilfe 
Ein Diskussionsbeitrag1 

Peter Rosenstock 

These 1: Eine strafgesetzliche Regelung der organisierten Suizidhilfe ist notwendig.2 

Der im Jahre 1942 in Kraft getretenen, bis heute geltenden Regelung der Suizidhilfe in Art. 

115 StGB kann aus historischen Gründen keine zuverlässige normative Aussage über die 

Zulässigkeit der organisierten Suizidhilfe entnommen werden. Dem damaligen Gesetzgeber 

war diese moderne Erscheinung noch nicht bekannt. Art. 115 StGB beschränkte sich auf 

eine Regelung der privaten Suizidhilfe 3 und ist nicht auf die organisierte Suizidhilfe zuge-

schnitten. Es wurde lange verkannt, dass die letztere sozusagen «durch die Hintertüre» Ein-

gang in die Praxis gefunden hat. Dieser Vorgang wurde kaum je hinterfragt. Eine unvorein-

genommene Auslegung von Art. 115 StGB zeigt jedoch, dass eine Regelung der ausserge-

setzlich entstandenen Praxis 4 zur organisierten Suizidhilfe notwendig ist.  

These 2: Der gesetzgeberische Reformbedarf kann nicht über sog. Soft-law Rege-
lungen befriedigt werden.  

Der gesetzlich nicht erfassten Praxis der Suizidhilfeorganisationen kann nicht durch eine 

blosse Soft-law-Lösung begegnet werden. Darunter verstehe ich blosse Richtlinien oder 

Empfehlungen von privaten Organisationen oder von Beratungsgremien wie der Nationalen 

Ethik-Kommission, die weder Autorität noch Verbindlichkeit besitzen, um den Suizidhilfeor-

ganisationen Schranken zu setzen.5 Vereinbarungen zwischen staatlichen Behörden und 

                                                
1  Die Belege zu meinen Thesen finden sich im Buch «Was heisst Freiheit? – Fragen an die organi-

sierte Suizidhilfe», Stutz Druck AG Wädenswil 2009 (im Folgenden zitiert als: Rosenstock, Frei-
heit). 

2  Die folgenden Thesen beziehen sich auf die Vorlage des EJPD: Änderung des Strafgesetzbuches 
(Art. 115) und des Militärstrafgesetzes (Art. 119) betreffend die organisierte Suizidhilfe, mit Vor-
entwurf und Erläuterndem Bericht vom Oktober 2009, über welche der Bundesrat am 24. Novem-
ber 2009 das Vernehmlassungsverfahren eröffnet hat (BBl 2009 8004). 

3  Zur Unterscheidung zwischen der privaten und der organisierten Suizidhilfe, Rosenstock, Freiheit, 
a.a.O. 19 ff. 

4  Diese Praxis beruht weitgehend auf dem pragmatischen Verzicht der administrativen Strafverfol-
gungs- und ihrer Aufsichtsbehörde (vorab des Kantons Zürich) auf Aufnahme und Durchführung 
von Strafverfahren wegen Beihilfe zum Selbstmord. Es gibt denn auch keine Rechtsprechung 
hierzu. 

5  Die NEK hat in ihren Empfehlungen von 2005 und 2006 eine Revision von Art. 115 StGB aus-
drücklich abgelehnt.  
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den Suizidhilfeorganisationen können erst recht keinen Ersatz für eine gesetzliche Lösung 

der organisierten Suizidhilfe sein.6  

These 3: Die persönliche und die organisierter Suizidhilfe sind spezifisch zu regeln. 

Es ist weitgehend unbestritten, dass die sog. private Suizidhilfe nach wie vor straffrei bleiben 

soll. Aber die Abgrenzung zur organisierten Suizidhilfe wirft unbeantwortete Fragen auf. 

a) Das Gesetz sollte präzisieren, dass sich die uneigennützige private Suizidhilfe ausdrück-

lich auf einen Akt der persönlichen Vertrauensbeziehung beschränkt und die professionelle 

Beihilfe an einen Dritten ausschliesst. Nur in einem solchen Fall erhält die Beschränkung der 

Strafbarkeit auf eine Teilnahme aus selbstsüchtigen Beweggründen ihren wahren Sinn.7  

b) Umgekehrt kann sich eine persönliche Sterbehilfe auf jeden Fall einer «tragédie partagée» 

beziehen. Anstelle fehlender familiärer oder freundschaftlicher Beziehung kann eine andere 

Form persönlicher Teilnahme treten. Entscheidend ist, dass sie uneigennützig erfolgt und auf 

die Begleitung eines sterbenden Menschen beschränkt bleibt.8 

c) Es befriedigt nicht, wenn der Gesetzesentwurf des EJPD in beiden Varianten die Rege-

lung der organisierten Suizidhilfe auf den Kreis der entsprechenden Organisationen be-

schränkt. Organisierte Suizidhilfe kann auch von Einzelpersonen geleistet werden, indem sie 

die Hilfe regelmässig und geschäftsmässig anbieten. Solche Einzelhilfe ist etwa in Ziff 2.1.1 

der Vereinbarung mit EXIT ausdrücklich vorgesehen. Sie muss daher in Variante 1 den Ab-

sätzen 2 – 5 von Art. 115 zugeordnet und in Variante 2 der organisierten Suizidhilfe gleich-

gestellt werden.  

These 4: Es braucht eine umfassende Strategie, um die organisierte Suizidhilfe in die 
gebotenen Schranken zu weisen. 

a) Die Entwicklung der organisierten Suizidhilfe wird in der Stellungnahme des SEK vom 

Februar 2009 aus den zu These 1 genannten Gründen zu Recht als «unglücklich» bezeich-

                                                
6  Die Vereinbarung von EXIT mit der Strafverfolgungsbehörde des Kantons Zürich von 2009 ver-

stösst aus verschiedenen Gründen gegen klare rechtsstaatliche Anforderungen. Es fehlt ihr am 
Erfordernis eines sie legitimierenden Rechtssatzes und sie verstösst gegen den Grundsatz der 
Gleichbehandlung. Sie schafft Rechtsunsicherheit und es ermangelt ihr an Rechtsbeständigkeit, 
da sie von den Vertragsparteien jederzeit aufgelöst werden kann. Kurz: Strafbefreiung kann nicht 
anstelle des Gesetzgebers zwischen Strafbehörde und Täter ausgehandelt werden. 

7  Einfallstor zur Strafbefreiung der organisierten Suizidhilfe bildete die Antizipation, diese Tätigkeit 
erfolge zum vornherein nicht aus selbstsüchtigen Beweggründen. Davon geht unkritisch auch der 
Erläuternde Bericht des EJPD nach wie vor aus (14, FN 48). Uneigennützig handeln kann jedoch 
nur, wer im reinen Interesse des Suizidenten handelt. Das kann eine Organisation, die ge-
schäftsmässig vorgeht und für ihre Ziele Werbung betreibt, nicht.  

8  Beide Voraussetzungen sind bei der organisierten Suizidhilfe tendenziell nicht gegeben. Vgl. FN 9 
und Ziff. 2.2 und 3 des Erläuternden Berichtes des EJPD über die tendenzielle Ausweitung der 
Suizidhilfe über die Sterbehilfe hinaus.  
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net, die nachhaltig zu korrigieren sei. 9 Zur «Macht des Faktischen» tragen auch die tatsäch-

liche Verfügbarkeit von zum Tode führenden Medikamenten und der Zugang zu einer mög-

lichst wenig aufwendigen Suizidmethode bei.10 Die Gefahr von durch Suggestion und Na-

chahmung geförderten Suiziden ist real. Nur ein klarer und koordinierter gesetzgeberischer 

Wille hat in diesem Umfeld eine Chance, solchem Suggestivdruck standzuhalten. Der Staat 

benötigt eine umfassende Strategie.11  

b) Aus dieser Optik ist zu bedauern, dass sich die Revision auf das StGB konzentriert und 

die flankierenden Massnahmen der Suizidprävention nicht ausdrücklich in die Vorlage einbe-

zieht. Eine Verbindung mit einer Regelung zur Schliessung der vorhandenen Lücken im Be-

reiche von Palliative Care auf Bundesebene wäre wünschbar.  

These 5: Das Selbstbestimmungsrecht über Leben und Tod bildet keine Legitimati-
onsgrundlage, die Tätigkeit der Freitodbewegung im Allgemeinen und den Adressa-
tenkreis der organisierten Suizidhilfe im Besonderen in irgendeiner Hinsicht einzu-
schränken.  

Zu dieser Thematik äussere ich mich eingehend in den Abschnitten III und IV meines Buches 

«Was heisst Freiheit?». Es fällt auf, dass auch der Vorentwurf des EJPD deklamatorisch, 

wenn auch nicht in der Sache, in erster Linie dem Autonomiegedanken verpflichtet ist. Das 

steht im Widerspruch zur Konzeption einer Gesetzgebung, welche die Suizidhilfe im Rahmen 

einer Suizidhilfeorganisation grundsätzlich - im Falle von Variante 1 unter gewissen Aus-

nahmevorbehalten - verbieten will.12 Der Kommentar zur Gesetzesvorlage legt in Ziff. 8 zu 

wenig klar dar, wie der Staat seinen Schutz- und Fürsorgeauftrag für das Leben rechtfer-

tigt.13 

These 6: Der Gesetzgeber steht zwischen den Anforderungen von Lebensschutz und 
Schuldprinzip, von Regelbildung und Einzelfallgerechtigkeit.  

Der Gesetzgeber steht vor der schwierigen Aufgabe, der organisierten, geschäftsmässigen 

Suizidhilfe rechtsstaatliche Schranken zu setzen, ohne dem Schuldprinzip Gewalt anzutun. 

Auch hat er im Widerstreit der Interessen eine möglichst hohe Einzelfallgerechtigkeit zu ge-

währleisten. 

                                                
9  SEK, Zur rechtlichen Regelung organisierter Suizidhilfe – Stellungnahme zu den Vorschlägen des 

EJPD, undat. (vom Februar 2009), 5. 
10  Ziff. 4.1.1.2 des Erläuternden Berichtes des EJPD. 
11  Davon geht auch der Erläuternde Bericht des EJPD aus, wenn er vom Vorrang anderer Hand-

lungsoptionen spricht und der Suizidprävention ein grosses Gewicht beimisst (Ziff. 4.1.1).  
12  Erläuternder Bericht des EJPD, Ziff. 5.2.1 
13  Dazu kann auf die Antrittsvorlesung von Prof. Dr. Regina Kiener, an der Universität Zürich vom 

23. Nov. 2009 über «Organisierte Suizidhilfe im Spannungsfeld von Selbstbestimmungsrecht und 
staatlichen Schutzpflichten» verwiesen werden.  
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a) Auch eine Freigabe der organisierten Suizidhilfe durch den Gesetzgeber würde diesen 

nicht von der Pflicht entbinden, dem Missbrauch von Freiheit durch gesetzliche Schranken 

vorzubeugen. Die Notwendigkeit einer schlupflochlosen Missbrauchsabwehr birgt aber die 

Gefahr einer unerwünschten Bürokratisierung des Todes in sich, die umso grösser ist, je 

diffuser diese Schranken sind. Dies zeigt sich exemplarisch an der Vereinbarung von EXIT 

mit der Oberstaatsanwaltschaft des Kantons Zürich. Hier sind unter Umständen bis 5 interne 

Instanzen am Entscheid beteiligt, ob die Suizidhilfe gewährt werden soll Der Suizident er-

scheint als Bittsteller gegenüber einer behördenähnlich aufgezogenen Administration. Das 

angebliche Selbstbestimmungsrecht wird gegen eine weitgehend fremdbestimmte neue Ab-

hängigkeit eingetauscht. 

b) Es wird stets Einzelfälle geben, die sich einer generell abstrakten strafgesetzlichen Rege-

lung im Allgemeinen, und einem strafrechtlichen Verbot der Suizidhilfe im Besonderen ent-

ziehen. Die Richtlinien der SAMW sprechen von einer Grenzsituation, die einen Gewissens-

entscheid des Helfers, in diesem Fall des Arztes, voraussetzen.14 Einer solchen Grenzsitua-

tion sollte der Gesetzgeber im Sinne eines die Einzelfallgerechtigkeit erhöhenden Korrektivs 

zum Verbot Rechnung tragen. Ich denke dabei an eine Art entschuldbaren Notstandes als 

übergesetzlichen Grund zur Schuldbefreiung, wenn es dem Suizidhelfer nicht zuzumuten 

war, die Hilfe zu verweigern. Diese Unzumutbarkeit schliesst ein Verschulden, das Voraus-

setzung der Strafe bildet, im Einzelfall aus. Eine gesetzgeberisch zu verantwortende Formu-

lierung müsste aber unter Mithilfe der Strafrechtswissenschaft noch gefunden werden.  

c) Bei Variante 2 steht vor allem die Frage im Raum, ob die Strafbefreiung auch über den 

Tatbestand von Art. 115 Absatz 2 lit.c StGB (unheilbare Krankheit mit unmittelbar bevorste-

hender Todesfolge) hinaus generell erweitert werden soll, wie das heute lautstark gefordert 

wird. Eine generelle Preisgabe dieser fundamentalen Schranke verletzte den staatlichen 

Schutzauftrag. Eine Freigabe dürfte höchstens durch eine auf den Einzelfall ausgerichtete, 

übergesetzliche Zumutbarkeitsklausel im Sinne des soeben in lit. b Gesagten ersetzt wer-

den.  

These 7: Die Ablehnung von Variante 2 im Entwurf des EJPD ist ungenügend be-
gründet. 

Ein Pragmatismus der 'Normativität des Faktischen' stellt weder eine befriedigende und der 

existenziellen Herausforderung angemessene, noch eine ethisch legitimierbare Option dar. 15 

Von solchem Pragmatismus ist indessen die Stellungnahme des EJPD zur Variante 2 ge-

prägt.16 Als Gründe für die Ablehnung dieser Variante werden darin ausschliesslich solche 

opportunistischer Natur genannt. Insbesondere fehlt in der Abwägung der Vor- und Nachteile 

dieser Variante jeglicher Hinweis darauf, dass eine wie auch immer geartete Regelung der 
                                                
14  SAMW-Richtlinie «Betreuung von Patientinnen und Patienten am Lebensende» vom 25.11.2004, 

Ziff. 4.1. 
15  Bericht des SEK (FN 9), lit. C / Ziff. 1.6. 
16  Erläuternder Bericht Ziff. 5.3.3. 
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Suizidhilfe mit den «Paradoxien des Selbstbestimmungskonzeptes»17 nicht fertig werden 

kann. Zudem entgeht die Variante 2 nicht nur dem Risiko, den Tod zu bürokratisieren, am 

besten, sie hat gegenüber einer detaillierten gesetzlichen Ordnung der Suizidhilfe auch den 

Vorteil, die Abgrenzung zur aktiven Sterbehilfe nicht zu verwischen und damit zu vermeiden, 

dass der letzteren unfreiwillig Türen geöffnet werden. Die Variante 2 verdient es nicht, bloss 

aus angeblichen Gründen des politischen Realismus und ohne wirkliche Debatte fallen ge-

lassen zu werden. Die Rigidität eines Verbotes kann durch dessen Einbettung in den Rah-

men der geforderten Gesamtstrategie (These 4) sowie durch das Korrektiv der in These 6 

vorgeschlagenen Anerkennung eines übergesetzlichen Schuldausschliessungsgrundes 

weitgehend gemildert werden.  

These 8: Die Eckwerte von Variante 1 bilden eine taugliche Grundlage für einen 
Eventualstandpunkt. 

a) Die wichtigsten Schranken gegen eine uferlose Selbstbestimmung in Art. 115 Absatz 2 

des Entwurfes sind  

– die Beschränkung auf die Sterbehilfe im Sinne von lit. c; 

– die Vorschrift, dass die nach lit. b und c zu engagierenden Gutachter von den Suizidhil-

feorganisationen unabhängige Ärzte sein müssen;  

– die Bestimmung in lit. e, dass die Suizidhandlung mit einem ärztlich verschriebenen Me-

dikament ausgeführt werden muss.  

Diese Schranken sind unverzichtbar. Die Grenze zur Sterbehilfe im Sinne von lit. c kann nur 

überschritten werden, wenn für besondere Grenzfälle ein Strafausschliessungstatbestand 

gemäss These 6 geschaffen wird. Ein Verzicht auf diese Schranke bildete ein unkontrollier-

bares Einfallstor für Suizidwünsche und ist abzulehnen. Die notwendige Unabhängigkeit des 

ärztlichen Urteils darf nicht in Frage gestellt sein, wie dies heute der Fall ist.  

b) In Art. 115 Absatz 2 lit. a des Entwurfes sollte die Wendung «frei gefasster und geäusser-

ter Entscheid» durch ein ernsthaftes, eindringliches und über längere Zeit hin konstantes 

Verlangen ersetzt werden, weil ein wirklich freier Entscheid nie nachweisbar ist.  

c) Die Suizidbegleitung muss unentgeltlich im Sinne von Art. 394 Abs. 3 OR sein. Für die 

Suizidbegleitung darf kein Honorar bezogen werden und muss sich der Aufwandersatz nach 

den Regeln von Art. 402 OR auf jene Kosten beschränken, die im direkten Zusammenhang 

mit der Ausführung des konkreten Auftrages entstanden sind. Das schliesst m.a.W. eine 

Vergütung von generellen Unkosten der Organisation, wie Löhnen, allgemeine Kosten für die 

zahlreichen Organe von EXIT oder Werbekosten aus. Dem widerspricht die Vereinbarung 

von EXIT, wenn darin von Entschädigungen und Spesenpauschalen die Rede ist. Im Entwurf 

bleibt unklar, was in Art. 115 Absatz 2 lit. f und in Absatz 3 lit. b mit Aufwandersatz gemeint 

ist. 

                                                
17  Rosenstock, Freiheit a.a.O., 35ff. 
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Organisierte Suizidhilfe aus ethischer Perspektive 

Suizidhilfe aus theologisch-ethischer Sicht 

Charles Chappuis und Wolfgang Lienemann 

Anlass der folgenden Überlegungen ist der Entwurf für eine Änderung von Art. 115 StGB der 

Schweiz.1 Gegenstand der möglichen Gesetzesänderung ist die so genannte organisierte 

Suizidhilfe. Die Gründe für die Änderung des Art. StGB sind in dem «Erläuternden Bericht» 

des EJPD zur «Änderung des Strafgesetzbuches und des Militärstrafgesetzes betreffend die 

organisierte Suizidhilfe» vom Oktober 2009 dargelegt worden. 

Hier geht es um einen rechtsethischen Beitrag zur Beurteilung der Sachprobleme und des 

Vorschlages zur Gesetzesnovellierung aus der Sicht eines Arztes und eines Ethikers. Die 

Rechtsethik ist eine Bereichsethik, die Fragen des Rechts und der Rechtsentwicklung zum 

Gegenstand hat. Ähnlich wie die Rechtsphilosophie ist die Rechtsethik im (überlappenden) 

Grenzbereich von Recht und Moral angesiedelt. Sie fragt nach (1.) den sittlichen Vorausset-

zungen und Grundlagen des Rechts bzw. einer geltenden Rechtsordnung, (2.) nach deren 

moralischen Implikationen und (3.) nach möglichen sittlichen Kriterien und Prinzipien, die 

einer Weiterbildung / Reform der Rechtsordnung in einem freiheitlichen Staat dienen können. 

1. Voraussetzungen 

Die schweizerische Rechtslage im Blick auf Suizid und Beihilfe zum Suizid ist im internatio-

nalen Vergleich ausgesprochen liberal. Sie drückt die hohe Einschätzung individueller 

Selbstbestimmungsrechte aus. Auch wenn darin nicht alle gesellschaftlichen Gruppen über-

einstimmen, ist dieser liberale Grundzug in einer religiös pluralistischen Gesellschaft wie der 

Schweiz im Prinzip akzeptiert. Im Unterschied zu manchen Philosophen wie Hans Saner 

halten wir allerdings nicht «das Recht auf Selbsttötung für ein Grundrecht der Freiheit» – die 

Menschenrechtserklärungen kennen, soweit uns bekannt, kein «Recht» auf Selbsttötung – , 

aber aus den Menschenrechten auf Leben und Freiheit folgt die rechtlich zu respektierende 

Freiheit eines Menschen, sich selbst das Leben nehmen zu können und zu dürfen. Grund-

sätzlich gilt: «Kein Dritter kann mich zum Weiterleben verpflichten, wenn ich sterben möchte, 

und kein Dritter hat ein Recht, mich zu töten, wenn ich am Leben bleiben möchte.»2 Das 

Bundesgericht der Schweiz ist in dieser Hinsicht anscheinend weiter gegangen, insofern es 

in seinem Urteil vom 3. November 2006 den Suizid zwar auch keineswegs als ein Men-

schenrecht, so doch als ein daraus folgendes Recht bestimmt hat: «Zum Selbstbestim-

mungsrecht im Sinne von Artikel 8 EMRK gehört auch das Recht, über Art und Zeitpunkt der 

                                                
1  Die parallelen Ausführungen und Bestimmungen zum Militärstrafgesetz übergehen wir hier. 
2  Hans Saner, Gibt es eine Freiheit zum Tode?, in: Hans-Balz Peter / Pascal Mösli (Hg.), Suizid...? 

Aus dem Schatten eines Tabus, Zürich: TVZ 2003, 57–62 (61). 
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Beendigung des eigenen Lebens zu entscheiden; dies zumindest, soweit der Betroffene in 

der Lage ist, seinen entsprechenden Willen frei zu bilden und danach zu handeln».3 Wenn 

daraus ein «Menschenrecht» auf Suizid hergeleitet wird, wie es bisweilen Vertreter von Sui-

zidhilfe-Organisationen tun, dann entspricht das nicht der geltenden Rechtslage. An der in 

der Schweiz sehr weit gefassten und zu respektierenden individuellen Freiheit, sich selbst 

das Leben nehmen zu können und zu dürfen, will, wenn wir recht sehen, derzeit kaum je-

mand etwas ändern. Aber braucht es eine organisierte Suzidhilfe? Und wenn es Organisa-

tionen gibt, die Beihilfe zum Suizid anbieten und leisten, stellt sich die Frage, ob und wieweit 

deren Tätigkeit rechtlicher Regulierung bedarf. 

2. Implikationen 

Während traditionell die meisten Religionen den Suizid geächtet und mit unterschiedlichen 

Sanktionen belegt haben, hat sich die Anerkennung einer individuellen Freiheit zum Tode 

und die Enttabuisierung der Selbsttötung zumindest in liberalen Gesellschaften seit dem frü-

hen 19. Jahrhundert allmählich durchgesetzt. Gesellschaftliche Ächtung ist dem Willen zur 

Empathie und dem Versuch der Prophylaxe gewichen. In der Schweiz ist die Suizidrate im 

internationalen Vergleich unverändert sehr hoch ist (ca. 19 pro 100.000 Einwohner); in 

Deutschland ist sie zwischen 1980 und 2007 signifikant zurückgegangen (von 23,6 auf 11,4 

pro 100.000 Einwohner). Diese Zahlen und Zusammenhänge sind wichtig, weil Sterbehilfe-

organisationen nach wie vor in ihren Veröffentlichungen und Programmen die Meinung ver-

treten, die Möglichkeit eines individuellen Freitodes werde systematisch verhindert und in-

sbesondere von den Kirchen wie in der Vergangenheit verworfen und bekämpft. Die letzte 

Behauptung vor allem ist objektiv falsch: Zwar sind die christlichen Kirchen übereinstimmend 

der Überzeugung, dass das Leben – und zwar jedes Leben – eine anvertraute, verantwort-

lich zu gestaltende und von der Gesellschaft zu schützende Gabe Gottes ist, aber sie verur-

teilen keinen Menschen, der nicht anders kann als seinem Leben aus eigenem Entschluss 

ein Ende zu setzen. 

Suizidprophylaxe ist Ausdruck und Implikation eines bestimmten Menschenbildes und einer 

darauf beruhenden Rechtsauffassung. In deren Zentrum stehen das Recht und die Pflicht, 

das Leben eines jeden Menschen zu schützen. Schützende Rahmenbedingungen des Le-

bens müssen durch den Staat gewährleistet werden, damit jedem Menschen ein Leben in 

Würde ermöglicht wird. Offensichtlich behandeln Menschenrechtskodifikationen und rechts-

staatliche Verfassungen deshalb den Respekt für Selbsttötungen einerseits, den Lebens-

schutz wie die Lebensförderung andererseits asymmetrisch. Die Sorge für das Leben steht 

in der Skala staatlicher Rechtsgewährleistungen über dem Respekt für ein Recht auf Selbst-

tötung. Das Recht hat in erster Linie die Aufgabe, dem Menschen eine selbstbestimmte Le-

bensführung zu ermöglichen, die der Wahrung seiner Würde und Selbständigkeit dient; es 

darf freilich auch niemand gegen seinen Willen in diesem Leben festhalten. Daraus folgt in-

                                                
3  2A.48/2006/2A.66/2006. 
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des nicht das Gebot für staatliches Handeln, Suizidhilfe-Organisationen zuzulassen oder zu 

fördern. 

Diese anthropologischen und rechtsethischen Voraussetzungen stehen heute auch hinter 

den standesethischen Richtlinien für alle Medizinalpersonen in Ländern wie der Schweiz. 

Prinzipien wie das Recht auf Selbstbestimmung, «informed consent» und der nicht absolute, 

aber weitgehende Respekt gegenüber Patientenverfügungen sind Ausdruck dieser Rechts-

auffassung. Die Gefahr, dass ein sterbenskranker Mensch gegen seinen Willen mit tech-

nisch-medizinischen Mitteln im Leben gehalten werden könnte, dürfte heute, im Unterschied 

zu manchen Praktiken vor zwei oder drei Jahrzehnten, minimal sein. 

3. Reformbedarf? 

3.1 Probleme  

Die Frage der Suizidbeihilfe ist in Art. 115 StGB der Schweiz, wie eingangs gesagt, sehr libe-

ral geregelt. Strittig ist aus verschiedenen Gründen die Tätigkeit von «Suizidhilfeorganisatio-

nen». Ob es für solche Organisationen derzeit eine hinreichende, klare juristische Definition 

gibt, wissen wir nicht. Die Organisation «Exit» bezeichnet sich als Selbsthilfeverein mit dem 

Ziel der Sterbe- und Freitodhilfe oder auch als Patientenverfügungs-Organisation, vermeidet 

jedoch, wenn wir recht sehen, nach Möglichkeit den Ausdruck Suizidhilfe und spricht – ne-

ben Sterbehilfe und Sterbebegleitung – vor allem von Freitodbegleitung.4  

«Exit» in der Schweiz betreut nach eigenen Angaben jährlich 175 Menschen beim Suizid.5 

Der 1982 gegründete Verein zählt schweizweit ca. 70.000 Mitglieder, die pro Person einen 

jährlichen Mitgliedsbeitrag von Fr. 45 zahlen. In der neuesten Broschüre «Informationspaket 

EXIT Deutsche Schweiz»6 ist die Organisation offenkundig sehr darum bemüht, nachzuwei-

sen, dass (1) sie stets streng legal handelt, (2) den Standards auch der medizinischen Stan-

desorganisationen und insbesondere der Nationalen Ethik-Kommission folgt, (3) bemüht ist, 

Sorgfaltskriterien bei der Freitodbegleitung genau einzuhalten und (4) finanzielle Transpa-

renz zu gewährleisten. Vermutlich würde die Praxis von «Exit» bei einer Gesetzes-Novellie-

rung vor allem darin betroffen sein, dass seit längerem der Anteil der von Exit erbrachten 

Suizidbeihilfen bei nicht tödlich erkrankten Mitgliedern bei 30 % liegt.7 Diese Möglichkeit 

würde von einer Gesetzesnovellierung wahrscheinlich unterbunden. 

                                                
4  In dem jüngst erschienenen «Informationspaket EXIT Deutsche Schweiz» ist allerdings auch von 

«Freitodbegleitung/Suizidhilfe» die Rede. 
5  Die Gesamtzahl der Suizide beträgt in der Schweiz ca. 1.300-1.400 pro Jahr, davon ca. 1000 

Männer (bei einer naturgemäss schwer zu ermittelnden Dunkelziffer), die der begleiteten Suizide 
ca. 350. Weitere Angaben mit Lit. unter http://de.wikipedia.org/wiki/Suizid (18.11.2009). 

6  Im Internet unter: http://www.exit.ch/wDeutsch/2110009/documents/pdf/09.10.29_-_Informations-
paket_EXIT-Deutsche_Schweiz.pdf (18.11.2009). 

7  Ebd., 11. 
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Anders steht es mit der zweiten Suizidhilfe-Organisation in der Schweiz, «Dignitas». Nach 

unseren bisherigen Untersuchungen ist die derzeit gewählte Organisationsform nicht die ei-

nes Vereins mit gleichberechtigten Mitgliedern, sondern als Verein sind lediglich die führen-

den Personen organisiert und eingetragen, während diejenigen, die die Suizidbeihilfe der 

Zuständigen in Anspruch nehmen wollen, sich dieses Recht auf eine Art Dienstleistung durch 

eine regelmässige oder eine, dann deutlich höhere, einmalige Geldzahlung erwerben. Zwei-

tens ist bei «Dignitas» nachweislich die Zeit zwischen Erstkontakt und Suizidbeihilfe häufig 

erstaunlich kurz. Drittens kann von einer Transparenz der Finanzen nicht die Rede sein. Und 

viertens engagiert sich «Dignitas» mit besonderem Einsatz für das Recht auf Suizidbeihilfe 

auch im Falle von körperlich gesunden Menschen, dies im Sinne eines explizit immer wieder 

geforderten «Menschenrechts» auf den Freitod. 

Bemerkenswert ist bei beiden Organisationen eine deutliche Ambivalenz in den Begründun-

gen für ihr Engagement. Auf der einen Seite stellt man die Aufgabe der Sterbehilfe beson-

ders im Blick auf todkranke oder schwerst chronisch kranke Menschen als eine Art Fürsor-

gepflicht heraus, dies oft mit Hinweisen darauf, dass in den Spitälern die Sterbebegleitung zu 

wenig Aufmerksamkeit finde. Die Werbung richtet sich auch folgerichtig primär an Menschen, 

die sich um einen Sterbeprozess und einen Tod sorgen, in dem ihre Würde gewahrt bleibt. 

Diese Menschen treten «Exit» und «Dignitas» bei, weil sie sich dadurch eine bessere Wahr-

nehmung ihrer Wünsche hinsichtlich eines «würdigen» Sterbens, oft untermauert durch eine 

Patientenverfügung, erhoffen. Ob und wieweit diese Annahme gerechtfertigt ist, kann hier 

offen bleiben. Auf der anderen Seite wird aber, offenkundig im Blick auf eine andere Klientel, 

vor allem ein letztlich weltanschaulich begründetes Postulat eines allgemeinen Rechts auf 

den Freitod proklamiert. Wenn wir recht sehen, schlägt dieser Gegensatz sogar bis in Dis-

kussionen über Satzungsänderungen durch. Wer primär ein Recht auf Suizid proklamiert, 

wird auch verlangen, dass nicht nur schwere somatische, sondern auch psychische Beeint-

rächtigungen oder sogar gar keine Beeinträchtigungen einen hinreichenden Grund für eine 

Suizidhilfe darstellen. Dies steht indes u.E. in einem eklatanten Widerspruch zu dem in der 

europäischen Kultur ganz überwiegend vertretenen, von den meisten Menschen intuitiv be-

jahten und rechtlich gewährleisteten Gebot des Lebensschutzes. 

3.2 Lebensschutz 

Mit dem Hinweis auf den Lebensschutz und die Pflicht von Gesellschaft und Staat, diesem 

Ziel zu dienen, führen wir ein rechtsethisches Kriterium ein, welches zunächst einmal religiös 

und weltanschaulich neutral ist. Selbstverständlich wird dieses Kriterium begleitet von ande-

ren Prinzipien, die sich aus geltendem Recht ohnehin ergeben, wie individuelle Selbstbe-

stimmung, Schutz gegen ungerechtfertigte Eingriffe, Gefahrenabwehr usw. Der Lebens-

schutz geht darüber insofern hinaus, als er Ausdruck der sittlichen Einsicht ist, dass es zu 

den staatlichen Aufgaben gehört oder gehören sollte, allen Menschen ein Leben in Würde 

bis zum Tode zu ermöglichen. Dazu kann auch die uneigennützige Suizidbeihilfe gehören, 

aber sie sollte auf jeden Fall hinter der Erhaltung und Förderung der Lebensmöglichkeiten 

zurücktreten. Dieses Kriterium des prioritären Lebensschutzes ist zunächst religiös neutral, 
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aber es ist von der Art, dass es sich zugleich aus den grundlegenden ethischen Überzeu-

gungen der meisten – nicht aller – Religionsgemeinschaften folgerichtig ergibt. Juden und 

Christen werden beispielsweise argumentieren, dass prioritärer Lebensschutz, für viele 

Gläubige einschliesslich der persönlichen Ablehnung eines Freitodes, Ausdruck und Konse-

quenz des Glaubens daran ist, dass das Leben ein Geschenk Gottes ist, über das sie nicht 

willkürlich verfügen dürfen und wollen. Die meisten Muslime stehen dieser Auffassung nahe. 

Andere Religionsgemeinschaften sehen das anders. Entscheidend ist im säkularen Rechts-

staat nicht, dass alle Menschen diesbezüglich dieselben religiösen Überzeugungen teilen 

müssen, wohl aber, dass die fundamentalen rechtsethischen Kriterien für religiöse Begrün-

dungen und Überzeugungen offen sind oder sein sollen. 

Unter den heutigen Bedingungen der durchgehenden Ökonomisierung der Medizin, des da-

mit verbundenen Rentabilitätsdenkens und des Zwanges zur Rationalisierung, ja, Rationie-

rung medizinischer Leistungen steht der Grundsatz des Lebensschutzes in der Praxis viel-

fach in der Gefahr, gleichsam unterlaufen zu werden. Leben werden geschützt, und zwar 

sehr weitgehend, wenn sie «rentieren». Das kann schon auf der Notfallstation beginnen, 

wenn zuerst nach dem Versicherungsschutz eines Eingelieferten gefragt wird. Je nach Um-

ständen und keineswegs immer «ohne Ansehen der Person» werden aufwändige Massnah-

men ausgelöst oder unterlassen. Darüber, was «aufwändig» ist, gehen die Meinungen aus-

einander. Ist eine ärztliche Leistung, die Behutsamkeit, Zeit, Geduld, auch lange klinische 

Erfahrung erfordert, aufwändig, nur weil sie nach dem geltenden Tarifsystem nicht abgegol-

ten wird? Eine scheinbar harmlose Komplikation, etwa bei einem dementen Menschen, der 

sich nur schwer artikulieren kann, welche nicht rechtzeitig diagnostiziert und behandelt wird, 

kann zu äusserst schmerzhaftem, ja unerträglichem Leiden führen. Wenn dann Suizidwün-

sche geäussert werden oder schon früher einmal geäussert worden sind, womöglich verbun-

den mit der Frage, was das denn alles kostet und wer das bezahlen soll, wird der Suizid als 

Alternative zum unnötigen Leiden hingestellt.  

Soweit wir wissen, ist noch niemand der Frage nachgegangen, ob und in welcher Weise Pa-

tientenverfügungen indirekt durchaus funktional sind für eine Medizin, die den Zwängen der 

Rationierung unterworfen ist. Derlei Verfügungen sollen dazu dienen, dass Menschen «in 

Würde sterben» können. Sie enthalten in der Regel aber Verfügungen darüber, wann und 

wie der Tod aktiv herbeigeführt werden soll, bevor er von selbst eintritt. Warum schreiben die 

Menschen nicht in ihre Patientenverfügung: Ich möchte, dass im Falle einer schweren, zum 

Tode führenden Krankheit alles getan wird, was geeignet ist, dass mein Leben so lebenswert 

und so schmerzarm wie möglich erhalten wird und ich nicht einsam sterben muss!?  

Der Unterschied zwischen einem Todeswunsch und dem Wunsch nach Sterbehilfe sollte auf 

allen Stufen der medizinischen und pflegerischen Betreuung bewusster als bisher beachtet 

werden. Wenn ein Patient zu seinem Arzt sagt, dass er sterben möchte, ist dies der Anfang 

eines mitmenschlichen Dialoges, dem sich niemand entziehen darf. Dieses Gespräch 

braucht Zeit und Raum. Pflegende Personen, Angehörige und Seelsorgerinnen sind einzu-

beziehen. Dabei sind auch die Ärzte Sterbehelfer, aber nicht Sterbenachhelfer. Ob und wann 
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eine Ärztin oder ein Arzt, die einen Patienten lange Zeit begleitet haben und mit am besten 

wissen können, wie dessen Würde auch im Sterben zu achten ist, unter bestimmten Bedin-

gungen Beihilfe zum Suizid leistet, ist eine unvertretbare Gewissensentscheidung, die nur 

diese Person treffen kann. Es wäre nicht gut, wenn der Gesetzgeber versuchen würde, die-

sen Gewissensraum zu reglementieren. Auf der anderen Seite kann ein Staat, der der priori-

tären Pflicht des Lebensschutzes nachzukommen sucht, keine Rechtspflicht von Ärzten zur 

Suizidbeihilfe akzeptieren oder einführen. 

3.3 Reformvorschläge 

Im Blick auf die Frage, ob es einer gesetzlichen Neuregelung bzw. einer Ergänzung des 

Art.115 StGB bedarf, sehen wir nur wenige klärungsbedürftige Probleme. Grundsätzlich 

scheinen drei wichtige Forderungen schon auf der Basis des geltenden Rechts dringlich zu 

sein: erstens die peinlich genaue Offenlegung der Finanzen von Sterbehilfeorganisationen, 

damit jederzeit die Gewähr besteht, dass schlechterdings keine gewinnorientierten, eigen-

süchtigen Motive im Spiel sind; zweitens die exakte, lückenlose und unabhängige Dokumen-

tation und Nachprüfung jedes einzelnen Falles von Suizidbeihilfe. Darüber hinaus ist drittens 

zu fordern, dass unabhängige, kundige Fachpersonen (Ärzte) beizuziehen sind, um das Vor-

liegen einer schweren, tödlichen Erkrankung und die Entschliessungsfreiheit des Suizidenten 

zuverlässig zu beurteilen. Wir vermuten im übrigen, dass Sterbehilfeorganisationen in dem 

Masse an Anziehungskraft verlieren werden, als die Menschen begründet der Meinung sein 

können, dass ihnen auch so ein Sterben in Würde ermöglicht wird, soweit dies überhaupt in 

der Macht der Menschen liegt.  

Darüber hinaus ergeben sich aus der prioritären staatlichen Aufgabe des Lebensschutzes 

Folgerungen für dessen effiziente Form; dazu gehören unabdingbar folgende Elemente: 

– Es muss in jedem einzelnen Fall gewährleistet sein, dass der Sterbewunsch eines Men-

schen nicht übereilt unterstützt und erfüllt werden darf, sondern es muss im Rahmen 

dessen, was Menschen möglich ist, die Ernsthaftigkeit und Beständigkeit eines Todes-

wunsches und des Wunsches nach einer Suizidbeihilfe – was keineswegs dasselbe ist! – 

festgestellt werden; dazu braucht es hinreichend Zeit und kompetente, einfühlungsfähige 

Personen; 

– bei der Abklärung und Abgabe einer sogenannten infausten Prognose bedarf es im Sin-

ne einer Kontrolle der Beiziehung einer zweiten Ärztin oder eines zweiten Arztes; in Spi-

tälern sollten selbstverständlich auch andere Pflegepersonen zur Beratung beigezogen 

werden, wenn ein Patient dies wünscht;  

– um der Achtung der Würde eines Menschen willen ist es geboten, auf jeder Stufe eines 

Krankheitsverlaufes die ärztlichen und pflegerischen Handlungsmöglichkeiten und ange-

zeigten Alternativen, die bestehen, sorgfältig und verständlich der Patientin oder dem 

Patienten und ihren Angehörigen zu erläutern; 

– schliesslich stellt sich die Frage, ob einer Ärztin oder einem Arzt der Vorzug gegenüber 

nicht medizinisch ausgebildeten Personen zukommen kann, wenn es um den konkreten 
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Vollzug einer Suizidbeihilfe handelt; selbstverständlich kann dazu aber eine Ärztin oder 

ein Arzt nicht verpflichtet werden. (Von allen diesen Elementen gilt natürlich, dass sie 

präzise und ausreichend dokumentiert werden müssen.) 

Der zuletzt genannte Punkt scheint besonders prekär zu sein, haben sich doch viele Ärzte 

stets auf den Standpunkt gestellt, dass Suizidbeihilfe nicht zu ihren (ärztlichen) Aufgaben 

gehöre – übrigens auch nicht zu den Aufgaben von Seelsorgern. Auf der anderen Seite ist 

aber erstens nicht zu bestreiten, dass viele Patienten vor allem zu ihren jeweiligen Hausärz-

ten oder zu den im Spital behandelnden Ärzten eine vertrauensvolle Beziehung aufbauen, 

zweitens ist die Kompetenz der Ärzte nun einmal an den Grenzen des Lebens viel bedeu-

tungsvoller als der gut gemeinte Einsatz von Laien, und drittens kann man fragen, warum 

ausgerechnet und allein die Ärzte an dieser Stelle einen Sonderstatus der Nichtbeteiligung 

haben sollen. Dies alles, wie gesagt, unter der Voraussetzung, dass es keine ärztliche Pflicht 

zur Suizidbeihilfe geben kann und darf. 

Wir denken, dass es unter den heutigen Bedingungen unseres Gesundheitswesens keiner 

Suizidhilfe-Organisationen (mehr) bedarf. Als «Exit» gegründet wurde, mag die Situation 

eine andere gewesen sein. Seitdem sind Medizin, Medizinrecht und die Richtlinien der Stan-

desorganisationen weiter entwickelt worden, nicht zuletzt im Dienste der Patienten und ihrer 

Selbstbestimmungsrechte. Ein uneingeschränktes oder sehr weit gehendes Verbot von Sui-

zidhilfe-Organisationen halten wir indes politisch und rechtspragmatisch nicht für durchsetz-

bar, jedenfalls dann nicht, wenn man nicht zugleich die bisherige liberale Straffreiheit der 

uneigennützigen Suizidbeihilfe ganz aufgeben will. Hingegen ist es um des Lebensschutzes 

willen geboten, die Sorgfalts- und Rechenschaftspflichten in diesem äusserst sensiblen Be-

reich zu erhöhen, und dazu können die erwähnten Kriterien möglicherweise nützlich sein, 

denn sie sind sowohl praktikabel als auch juristisch hinreichend nachprüfbar.  
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Kommentar aus ethischer Perspektive zum bundesrätlichen Vorschlag der Regelung 
der Suizidbeihilfe durch Sterbehilfeorganisationen 

Béatrice Bowald 

1. Überlegungen zur Aufgabe des Staates aus ethischer Sicht 

Nach breit geteilter Überzeugung, die auch in der Schweizer Verfassung zum Ausdruck 

kommt, hat der Staat die Aufgabe, die Menschenwürde zu achten und zu schützen (BV Art. 

7). Dies ist im Hinblick auf die einzelne Person wie auf das Zusammenleben in der Gesell-

schaft zu sehen. Grundlegend ist dabei, dass der Lebensschutz aller gewährleistet wird, was 

erst recht verpflichtet, wenn es sich um besonders verletzliche Personen handelt. In Bezug 

auf die Frage der organisierten Suizidbeihilfe bedeutet das, dass die Achtung vor dem ande-

ren Menschen und die damit verbundene Solidarität dazu auffordern, dafür zu sorgen, dass 

Leben ermöglicht und nicht wegen erwarteter oder bereits vorhandener Belastungen unter-

schiedlicher Art beendet wird. Aus diesem Grund kommen der Suizidprävention wie der Pal-

liative Care zu Recht ein grosses Gewicht zu.  

Selbstverständlich ist es mit blossem Lebensschutz verstanden als physisches (Über-)Leben 

nicht getan. Sollen Menschen sich in Freiheit entfalten und eigene Lebensziele setzen kön-

nen, sind dafür menschenwürdige und lebensförderliche Bedingungen notwendig. Freiheit 

und Selbstbestimmung für die Einzelnen zu ermöglichen steht dabei nicht im Widerspruch 

zur Aufgabe, für ein lebensbejahendes Umfeld in verschiedenster Hinsicht und sozialen Zu-

sammenhalt zu sorgen. Denn zwischen beiden Polen – der Entfaltung des Individuums und 

der Gesellschaft – besteht eine Wechselwirkung. Eine Gesellschaft, die sich einem breit ver-

standenen Lebensschutz und der Solidarität mit Bedürftigen – dazu gehören auch unheilbar 

kranke, pflegebedürftige und in dieser Hinsicht auf die mitmenschliche Begleitung angewie-

sene Menschen – verpflichtet weiss, kann den Suizid als Lösungsweg aus ausweglos und 

menschenunwürdig empfundenen Situationen nicht akzeptieren. Andernfalls stünde dies im 

Widerspruch zum skizzierten Selbstverständnis des Staates und bedeutete gleichzeitig ein 

Unwerturteil über Lebenssituationen, die vom Aushalten von Schmerzen und/oder von gros-

ser Pflegebedürftigkeit geprägt sind.  

Auf diesem Hintergrund ist die Zielrichtung des Bundesrates zu begrüssen, der bei der Revi-

sion der Strafbestimmungen zur Suizidbeihilfe den Lebensschutz höher gewichtet als eine 

individualistisch verstandene Autonomie. Dies entspricht der grundlegenden Aufgabe des 

Staates und ist kohärent zu den als Auftrag verstandenen Bemühungen um Suizidprävention 

und Palliative Care. Sie stellt im Übrigen auch keine Beschneidung des Rechts auf Selbstbe-

stimmung dar, weil daraus kein Recht auf Selbsttötung in dem Sinn erfolgt, dass der Staat 

organisierte Suizidbeihilfe zu akzeptieren oder gewährleisten hätte.1 

                                                
1  Vgl. ausführlich dazu: Johannes Fischer, Warum überhaupt ist Suizid ein ethisches Problem? 

Über Suizid und Suizidbeihilfe, in: Zeitschrift für medizinische Ethik 55/2009, 243–256 (252–253). 
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Wenn auch die Absicht einer restriktiven Handhabung der organisierten Suizidbeihilfe zu 

unterstützen ist, stellt sich doch die Frage, ob die vorgeschlagenen Strafbestimmungen hier-

für ein angemessenes und erst noch taugliches Mittel darstellen. 

2. Ein Verbot der organisierten Suizidbeihilfe? 

Der Bundesrat steht der Variante 2, die ein generelles Verbot der durch «Suizidhilfeorganisa-

tionen» geleisteten Suizidbeihilfe vorsieht, eher ablehnend gegenüber. Zwar wäre ein sol-

ches Verbot die konsequenteste Anwendung des Prinzips des Lebensschutzes. Gleichwohl 

ist der Bundesrat hier zu Recht zurückhaltend. Denn ein Verbot braucht in einem demokrati-

schen Staat schwer wiegende Gründe, um Akzeptanz zu finden, wenn es um eine Regelung 

geht, die gegen die Einsicht und/oder den Willen einer Person erfolgen soll.  

Selbst wenn es aus ethischer Sicht gute Gründe gegen die Philosophie und Tätigkeit von 

Sterbehilfeorganisationen gibt,2 stellen sie doch für viele Menschen eine Art «Rückversiche-

rung für den Fall der Fälle» dar. Ein Verbot der durch «Suizidhilfeorganisationen» geleisteten 

Suizidbeihilfe würde nicht nur den Sterbehilfeorganisationen den Boden entziehen (was der 

Intention nach zwar unterstützenswert, aber langfristig anzustreben ist), sondern auch den 

Menschen eine «Krücke» wegnehmen, die sie sich vorsorglich zulegen wollen. Die Aussicht, 

auf eine solche verzichten zu müssen, dürfte auf grossen Widerstand stossen, selbst wenn 

dagegen auf die Erfahrung in Zürcher Heimen verwiesen werden kann, wo Sterbehilfeorga-

nisationen zugelassen sind, diese aber kaum in Anspruch genommen werden. 

Ob der erwartete Widerstand gegen ein Verbot der organisierten Suizidbeihilfe bereits im 

Gesetzgebungsprozess dazu ausreicht, ein solches zu verhindern, braucht hier nicht weiter 

diskutiert zu werden. Wichtiger scheint mir zu bedenken, dass ein solches Verbot leicht zu 

umgehen und noch mit anderen negativen Folgen zu rechnen ist. Folgende Konsequenzen 

wären demnach zu erwarten: 

– Kurzfristig vor Einführung des Verbots ist mit einem massiven Ansteigen der durch sol-

che Organisationen begleiteten Suizide zu rechnen. 

– Da das Verbot (neben selbstsüchtigen Beweggründen) nur die Beihilfe zum Suizid be-

trifft, die im Rahmen von «Suizidhilfeorganisationen» geleistet wird, ist eine Verlagerung 

dieser Tätigkeit auf Privatpersonen zu erwarten (die allenfalls von solchen Organisatio-

nen dazu ausgebildet wurden). 

– Ein solches Verbot dürfte auch den Druck auf die Ärzteschaft erhöhen, indem Menschen 

vermehrt mit dem Anliegen auf Beihilfe zum Suizid an diese herantreten werden. 

Die Möglichkeit zur Umgehung des Verbots würde aber den intendierten Lebensschutz un-

terlaufen und zudem die Ärzteschaft, die eine besondere Verantwortung für den Lebens-

                                                
2  Vgl. z. B. Denis Müller, Assistance au suicide: de bonnes intentions ne font pas encore une éthi-

que, in: Christoph Rehmann-Sutter / Alberto Bondolfi / Johannes Fischer / Margrit Leuthold (Hg.), 
Beihilfe zum Suizid in der Schweiz. Beiträge aus Ethik, Recht und Medizin, Bern u. a. 2006, 195–
202. 
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schutz trägt, vermehrt Dilemmasituationen aussetzen. Daher ist von einem Verbot abzuse-

hen und stattdessen nach anderen Wegen zu suchen, um die organisierte Suizidbeihilfe 

(nicht nur jene von Sterbehilfeorganisationen praktizierte) einzuschränken. 

3. Strafrechtlich geforderte Einhaltung einer Sorgfaltspflicht als Alternative? 

Die vom Bundesrat favorisierte Variante einer Strafbefreiung, wenn Sterbehilfeorganisatio-

nen bei der Beihilfe zum Suizid die vorgeschriebenen Sorgfaltspflichten einhalten, vermag 

aber ebenso wenig zu überzeugen. Denn die zu beachtenden Sorgfaltspflichten stellen eine 

massive Medikalisierung der Suizidbeihilfe dar. Die geforderte Überprüfung der Urteilsfähig-

keit und der Diagnose (konkret muss eine unheilbare Krankheit im Endstadium vorliegen) 

durch je eine/einen von der Sterbehilfeorganisation unabhängige Ärztin/unabhängigen Arzt 

bürdet die Verantwortung der Ärzteschaft auf, die damit eine neue, nicht ihrem Selbstver-

ständnis entsprechende Aufgabe zugewiesen erhält (auch wenn sich die einzelnen Ärztinnen 

und Ärzte aus Gewissensgründen weigern könnten, entsprechende Gutachten auszustellen) 

und zudem dafür belangt werden könnte. Die Medikalisierung der Suizidbeihilfe ist aus fol-

genden Gründen problematisch:3 

– Sie bringt die Ärztinnen und Ärzte stärker in Konflikt mit ihrer Berufsintegrität und Fürsor-

gepflicht. Denn sie stehen nicht nur aus ihrem Selbstverständnis heraus, sondern auch 

gemäss allgemeiner Erwartung zu Recht für das Leben ein. Diesbezüglich haben sie ei-

ne Art Anwaltschaft für das Leben wahrzunehmen, was nicht heisst, dass sie automa-

tisch um jeden Preis um die Lebenserhaltung kämpfen sollten. Vielmehr haben sie bei 

gegebener Situation adäquate medizinische und menschliche Begleitung auf das Le-

bensende hin zu leisten. An diesem Grundsatz festzuhalten ist nicht nur zum Schutz je-

ner notwendig, die aus gesundheitlichen Gründen besonders verletzlich sind und Bei-

stand brauchen, sondern auch der anderen, die nicht in einer solchen Lage sind. Sie 

müssen im Hinblick auf eine eigene Situation der Bedürftigkeit auf ärztliche Unterstüt-

zung und Begleitung vertrauen können, die sich dem Ernst der Situation stellen und da-

vor nicht kapitulieren. 

– Der Grundsatz, dass Suizidbeihilfe keine ärztliche Tätigkeit sein soll (was auch den 

SAMW-Richtlinien entspricht), wäre immer schwieriger durchzuhalten. 

– Institutionen wie Pflegeheime oder Spitäler gerieten stärker unter Druck, Beihilfe zum 

Suizid in ihren Räumlichkeiten zuzulassen. 

– Eine allfällige Ausweitung der Indikation (z.B. auf chronisch Kranke), die ja im politischen 

Prozess festgelegt wird, würde die Situation der Ärzteschaft noch prekärer machen. 

                                                
3  Vgl. zum Folgenden auch: Markus Zimmermann-Acklin, Dem Sterben zuvorkommen? Ethische 

Überlegungen zur Beihilfe zum Suizid, in: Zeitschrift für medizinische Ethik 55/2009, 221–233, 
bes. 227–231; Gian Domenico Borasio, Der assistierte Suizid aus palliativmedizinischer Sicht, in: 
ebd., 235–242, bes. 240–241; Stellungnahme der Schweizerischen Akademie der Medizinischen 
Wissenschaften zu den Änderungsvorschlägen im Schweizerischen Strafgesetzbuch und Militär-
strafrecht betreffend die organisierte Suizidbeihilfe vom 12. Januar 2010. 



 

 
SEK-Kolloquium ‹Suizidhilfe im Fokus von Recht, Ethik und Seelsorge› 33 

 
 

– Der Einbezug der Ärzteschaft zur Beihilfe zum Suizid dürfte auch der Forderung nach 

aktiver Sterbehilfe Auftrieb geben bzw. es immer schwieriger machen, eine solche abzu-

lehnen.4 

Die vorgeschlagene Regelung, die sich wiederum nur auf die «Suizidhilfeorganisationen» 

bezieht, stellt in der Praxis eine beträchtliche Bürokratisierung der Beihilfe zum Suizid dar, 

die einem Verbot sehr nahe kommt, weshalb auch hier anzunehmen ist, dass die gesetzli-

chen Bestimmungen umgangen werden. Damit liessen sich aber weder das intendierte Ziel 

des Lebensschutzes noch die anvisierte Eindämmung des Sterbehilfetourismus erreichen. 

Weiter ist zu bedenken, dass die Einhaltung der erforderlichen Sorgfaltspflichten von staatli-

cher Seite zu kontrollieren ist. Dadurch nimmt der Staat in der Praxis eine Aufsicht über «den 

Suizidhelfer/die Suizidhelferin» wie über die «Suizidhilfeorganisation» wahr. Diese Aufsicht 

mag rechtlich gesehen eher indirekter Art sein, wodurch auch keine direkte Anerkennung der 

Sterbehilfeorganisationen erfolgt. Eine solche wollte der Bundesrat bewusst vermeiden, 

weshalb er es abgelehnt hat, eine Aufsichtsgesetzgebung als Alternative zu einer strafrech-

tlichen Regelung in Betracht zu ziehen. Ich meine aber, dass angesichts der genannten 

Nachteile der Preis dafür zu hoch ist. 

4. Handlungsbedarf 

In Bezug auf die von Sterbehilfeorganisationen praktizierte Beihilfe zum Suizid besteht in 

verschiedener Hinsicht Handlungsbedarf. Konkret geht es um folgende Probleme, auf die 

eine Regelung eine angemessene Antwort finden muss: 

– Die bereits praktizierte Ausweitung der Suizidbeihilfe auf Menschen, die sich nicht im 

Endstadium einer unheilbaren Krankheit befinden, was erst recht problematisch ist. 

– Sterbetourismus 

– Eine mögliche Kommerzialisierung der Suizidbeihilfe, die zu verhindern ist. 

– Werbung der Sterbehilfeorganisationen, die einzugrenzen ist, um einer Etablierung der 

Beihilfe zum Suizid entgegenzuwirken. 

– Angewandte Mittel zur Durchführung des Suizids 

– Aufwand und damit verbundene Kosten für die Allgemeinheit, die bei der Kontrolle der 

von Sterbehilfeorganisationen durchgeführten Beihilfe zum Suizid anfallen, was umso 

mehr ins Gewicht fällt, als es sich hier um eine höchst umstrittene Praxis handelt (hier 

wäre zu fragen, ob diese nicht – idealiter vollumfänglich – zu überwälzen wären). 

Handlungsbedarf besteht aber nicht nur in Bezug auf das, was anzugehen ist, sondern glei-

cherweise in Bezug darauf, wie dies geschehen soll. Mit Roger de Weck lässt sich die hierfür 

notwendige Suchperspektive wie folgt umschreiben: «Die ewige Frage der Politik, die nie 

eine ideale Antwort findet, lautet: Welche ist die jetzt notwendige, zweckmässige, verhält-

                                                
4  Eine Nähe von assistiertem Suizid und aktiver Sterbehilfe sieht auch Denis Müller, Assistance au 

suicide: de bonnes intentions ne font pas encore une éthique, in: Rehmann-Sutter / Bondolfi / Fi-
scher / Leuthold (Hg.), Beihilfe zum Suizid in der Schweiz (Fn 2), 195–202. 
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nismässige, wirksame, durchsetzungsfähige, später abschaffbare, möglichst allgemeine Re-

gel, die in die Systematik der Gesetze passt und nach menschlichem Ermessen wenig uner-

wünschte Nebenwirkungen hat?»5 So zu verfahren, entspricht auch einem Gebot der Klug-

heit, die insbesondere bei umstrittenen und die Menschen grundlegend betreffenden Prob-

lemen unverzichtbar ist.6 Denn hier ist in besonderem Mass Umsicht erforderlich. Als Ziel-

perspektive gilt es, «eine gesellschaftliche Etablierung der Beihilfe zum Suizid als Standard-

ausweg aus schwierigen Lebenssituationen zu verhindern.»7 

5. Ausblick 

Die von Sterbehilfeorganisationen angebotene und praktizierte Beihilfe zum Suizid wirft die 

Frage nach dem menschlichen Selbstverständnis und damit zusammenhängend der Vision 

einer menschlichen und solidarischen Gesellschaft auf. Diesbezüglich steht viel auf dem 

Spiel. Das zeigt sich auch bei den beiden vom Bundesrat zur Vernehmlassung unterbreiteten 

Varianten, die aus den bereits genannten Gründen abzulehnen sind.  

Die Achtung der Menschenwürde und die Pflicht, insbesondere die schwächsten Mitglieder 

unserer Gesellschaft zu schützen, fordern dazu auf, nochmals von Grund auf die Frage nach 

der bestmöglichen Regelung zu stellen. Dabei ist auch die Idee einer Aufsichtsgesetzge-

bung, wie sie die SAMW in ihrer Vernehmlassungsantwort8 erneut gefordert hat, ernsthaft zu 

prüfen. Es fragt sich, ob die damit möglicherweise einhergehende Anerkennung der Sterbe-

hilfeorganisationen durch den Staat wirklich als solche empfunden und nicht eher bei einer 

strengen Aufsichtsregelung der Eindruck vorherrschen würde, sie würden zu Recht an die 

kurze Leine genommen, was weniger mit Anerkennung als vielmehr mit einem notgedrunge-

nen Umgang mit einem «ungeliebten Kind» zu tun hätte.  

Ob nun mittels Strafrecht oder Aufsichtsgesetzgebung geregelt wird, ist nicht nur die Praxis 

von Sterbehilfeorganisationen zu erfassen, sondern auch jene von Privatpersonen, die 

unabhängig davon Beihilfe zum Suizid im Sinn einer regelmässigen Tätigkeit anbieten könn-

ten (dies folglich nicht als Ausnahmefall tun würden). Dies ist weder als Votum für eine Auf-

sichtsgesetzgebung noch für eine strafrechtliche Regelung zu verstehen. Dem Prozess der 

nochmaligen Reflexion soll es überlassen bleiben, die nach Erwägen aller Argumente best-
                                                
5  Roger de Weck, Nach der Krise. Gibt es einen anderen Kapitalismus?, München 2009, 36. 
6  Vgl. zum Stellenwert der Klugheit in der ethischen Urteilsbildung: Eberhard Schockenhoff, Grund-

legung der Ethik. Ein theologischer Entwurf, Freiburg/Basel/Wien 2007. 
7  Markus Zimmermann-Acklin, Die Richtlinien der SAMW: Kernaussagen und Regelung der ärztli-

chen Suizidbegleitung, in: Rehmann-Sutter / Bondolfi / Fischer / Leuthold (Hg.), Beihilfe zum Sui-
zid in der Schweiz (Fn 2), 67–78, hier 77. Johannes Fischer zielt in die gleiche Richtung, wenn er 
sich dafür ausspricht, dass Beihilfe zum Suizid nicht durch Festlegung von Kriterien zu einer «Re-
gelentscheidung» werden darf. Vgl. ders., Zur Aufgabe der Ethik in der Debatte um den assistier-
ten Suizid. Wider ein zweifaches Missverständnis, in: ebd., 203–215 (206). 

8  Vgl. Stellungnahme der Schweizerischen Akademie der Medizinischen Wissenschaften zu den 
Änderungsvorschlägen im Schweizerischen Strafgesetzbuch und Militärstrafrecht betreffend die 
organisierte Suizidbeihilfe vom 12. Januar 2010. 
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mögliche Regelung zu finden, die auch in einer anderen Lösung als den jetzt diskutierten 

bestehen kann. 

Über die Frage der konkreten Regelung der Beihilfe zum Suizid hinaus ist daran zu denken, 

dass Bestrebungen, gegen Auswüchse der Suizidbeihilfe vorzugehen, wirkungslos und un-

glaubwürdig bleiben, solange nicht sichtbar ist, dass jegliche Anstrengungen zur Unterstüt-

zung und Ermöglichung von humanen Lebensbedingungen geschaffen werden für Men-

schen, die schwer oder chronisch krank sind, die alt und gebrechlich sind oder die an einer 

psychischen Krankheit leiden. 
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Wie freiwillig ist der freie Wille zum Suizid? 

Frank Mathwig 

Handelt ein Kapitän, der in schwerer Seenot Ladung über Bord wirft, um seine Mannschaft 

und das Schiff zu retten, freiwillig? Diese Frage stellt Aristoteles in der Nikomachischen Ethik 

und er kommt zu dem Schluss: Er handelt frei, insofern er zwischen Alternativen entscheiden 

kann. Aber der Charakter der Handlung wird verkannt, wenn nicht die Umstände berücksich-

tigt werden, unter denen die Entscheidung getroffen wurde. Die Einsicht, dass menschliches 

Handeln nicht im ‹luftleeren Raum› stattfindet, ist aus handlungstheoretischer Perspektive 

trivial. Was aus den komplexen Bedingungen und Voraussetzungen menschlichen Verhal-

tens für die Freiheit des konkreten Handelns und Entscheidens folgt, ist allerdings eine wich-

tige und kontrovers diskutierte Frage. 

In der aktuellen Suizidhilfediskussion begegnen die Handlungsumstände in der Regel auf der 

Ebene der Motive und Absichten. Schwierige oder als unerträglich wahrgenommene Le-

bensumstände erscheinen als Anlass für eine Person, ihrem Leben ein Ende zu setzen. Die 

erschütternden Lebensschicksale ‹sterbewilliger› Menschen erlauben kaum Rückfragen 

nach dem Warum und Wozu. Die Situation scheint für sich selbst zu sprechen – so jedenfalls 

suggeriert die auf die Lebensgeschichten Einzelner fokussierende Meinung der Anhängerin-

nen und Anhänger organisierter Suizidhilfe – und jede kritische Rückfrage setzt sich dem 

moralischen Verdacht aus, die Dramatik der Lebenssituation herunterzuspielen oder nicht 

Ernst zu nehmen. Das Leiden als Leiden setzt den Willen der leidenden Person ins Recht. 

So lautet die Kernthese der organisierten Suizidhilfe. 

Abgesehen davon, dass diese ‹Logik› in der Gefahr steht, ein autoritäres Denk- und Reflexi-

onsverbot zu transportieren, beruht sie auf einem kategorischen Missverständnis. Es besteht 

in dem Automatismus, die Äusserung einer Person, das eigene leidvolle Leben beenden zu 

wollen, als Wunsch nach ihrem Tod aufzufassen. Die übliche Rede von dem ‹Sterbewunsch› 

eines Menschen unterstellt, ein solcher Entschluss stelle das Ergebnis eines freiwilligen, 

selbst bestimmten Entscheidungsprozesses dar und bringe das zum Ausdruck, was dieser 

Mensch für sein Leben wirklich wünscht. Aber reicht die Freiwilligkeit und Selbstbestimmtheit 

einer in die Zukunft gerichteten Äusserung schon aus, um angemessen von einem ‹Wunsch› 

zu sprechen? 

Der Entschluss, dem als unerträglich empfundenen Leben ein Ende zu setzen, entspricht 

strukturell der Entscheidung des Kapitäns bei Aristoteles. Auch die suizidwillige Person ist 

frei, insofern sie zwischen verschiedenen Optionen wählen kann: weiterleben oder sterben. 

Die Umstände, die sie in die Entscheidungssituation treiben, liegen dagegen nicht in ihrer 

Entscheidungsmacht. 

Eines dürfte an dieser Stelle schon feststehen: Niemand wünscht sich in eine Dilemmasitua-

tion, die – wie die Seenot oder der Zustand ausweglosen Leidens – für sie oder ihn prinzipiell 

nur schlechte Optionen bereithält. Insofern muss die Rede von dem «Sterbewunsch» eines 
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Menschen mit einem Fragezeichen versehen werden. Ist es plausibel, eine Entscheidung als 

‹Wunsch› aufzufassen, wenn sie unter Umständen getroffen wird, die alles andere als wün-

schenswert sind? Die semantische Eigenart von Wünschen besteht darin, dass ein Wunsch 

– im Gegensatz zu einer ‹Wahl› oder ‹Entscheidung› – unabhängig davon besteht, ob die 

Bedingungen für seine Realisierung vorliegen oder nicht. Wünsche sind also indifferent ge-

genüber den Umständen, unter denen sie geäussert werden. Dabei betreffen Wünsche 

grundsätzlich Zustände der wünschenden Person. Sie richten sich auf und nicht gegen das 

Leben von Menschen. 

Damit wird nicht behauptet, dass es keine Willensbekundungen geben kann, die sich gegen 

das eigene Leben richten. Unter widrigen Lebensumständen wird sich jeder Mensch nach 

Veränderung oder auch Erlösung sehnen, wobei diese Erlösung auch in der Auslöschung 

der eigenen Existenz bestehen kann. Es wäre aber ein grober Irrtum, daraus zu folgern, 

dass sich jemand seinen eigenen Tod wünscht. Denn die Sehnsucht nach der Beendigung 

des Lebens ist kein Wunsch, von dem ein Mensch sagen würde: Das wünsche ich mir für 

mich und mein Leben. Richtig müsste gesagt werden: Die Sehnsucht nach dem Ende des 

eigenen Lebens setzt das Verschwinden der Wünsche für das Leben voraus. 

Von einem ‹Sterbewunsch› kann nur indirekt oder metaphorisch gesprochen werden, inso-

fern dieser auf eine radikale Veränderung der aktuellen Lebenslage zielt. In dem dramati-

schen ‹Wunsch› des eigenen Todes spiegelt sich die Ausweglosigkeit einer Lebenssituation, 

auf den dieser reagiert. Das Sterben bildet allenfalls das ultimative Mittel, um den Wunsch 

nach Veränderung umzusetzen. 

Auf den ersten Blick mögen solche begrifflichen Unterscheidungen spitzfindig erscheinen. 

Aber die Bedeutung der Differenz wird unmittelbar einsichtig, wenn sie auf andere Lebensbe-

reiche übertragen wird: Jeder Mensch wünscht sich Gesundheit. Aber wünscht er sich des-

halb in bestimmten Krankheitssituationen beschwerliche, schmerzhafte und riskante Thera-

pien, die für seine Heilung notwendig sind? Natürlich nicht. Er nimmt solche Strapazen nur in 

Kauf, weil er das Ziel anstrebt, wieder gesund zu werden. Die Therapien sind Mittel zum 

Zweck, aber kein Selbstzweck. 

Genauso wenig, wie eine belastende Therapie das Ziel medizinischen Handelns ausmacht, 

bildet der Tod das Ziel des menschlichen Wunsches nach Erlösung aus einer unerträglichen 

Lebenssituation. Die Verwechslung von Mittel und Zweck hat fatale Auswirkungen. Denn sie 

setzt das Ziel – den Tod des Menschen – fraglos voraus und beschäftigt sich lediglich mit der 

Frage nach einer möglichst effizienten Zielerreichung. Wer sich in diesem Zweck-Mittel-

Automatismus verheddert, kann freilich gar nicht mehr auf den Gedanken kommen, nach 

alternativen Zielsetzungen zu fragen.  

Gegen diese Kritik könnte eingewandt werden, dass die Dramatik solcher Lebenssituationen 

gerade durch eine Totalität der Verzweiflung gekennzeichnet ist, die keine perspektivischen 

Differenzierungen mehr zulässt. Die Tragik des Lebens verdichtet sich in dem einen Wunsch 

nach Erlösung, Auflösung, Verschwinden. Aber gilt das auch für die begleitenden Personen, 

die solche Artikulationen von Verzweiflung und Hoffnungslosigkeit als ‹Sterbewunsch› dekla-
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rieren? Ist es nicht euphemistisch und naiv, in solchen Lebenssituationen überhaupt von 

‹Wünschen› zu sprechen? Und läuft eine Verteidigung des ‹Sterbewunsch› nicht auf die zy-

nische Zementierung jener verzweifelten Lebensumstände hinaus? Was wäre, wenn der 

‹Sterbewunsch› Ausdruck der perspektivlosen Lage der Person wäre, die ihn äussert und 

nicht ihr sehnlichster Wunsch? Besteht die Ignoranz der Menschlichkeit des selbst bestimm-

ten Menschen nicht gerade darin, die konkreten Umstände seiner Existenz schlicht zu igno-

rieren? Was wäre, wenn die Äusserung als Signal des ‹Ich kann nicht mehr!›, ‹Ich weiss kei-

nen Ausweg mehr!›, ‹Ich kann mir selbst nicht mehr helfen!› verstanden würde? Wird eine 

Äusserung immer dann Ernst genommen, wenn sie wörtlich verstanden wird? Verlangen 

nicht bestimmte Äusserungen gerade kein wörtliches Verstehen, um das, was der Mensch 

sagen will, wirklich zu hören? 

Die Fragen zielen nicht darauf, die Entscheidung, das eigene Leben beenden zu wollen, zu 

bestreiten. Vielmehr sind sie gegen einen Automatismus gerichtet, der die Selbstbestimmung 

einer Person auf ihre Äusserungen reduziert. Der Nobelpreisträger für Ökonomie Amartya 

Sen hat einen solchen Reduktionismus als das Menschenbild von «rationalen Trotteln» (ra-

tional fools) kritisiert, das nicht unterscheidet, zwischen dem, was eine Person in einer konk-

reten Entscheidungssituation wählt und dem, was das Wohl einer Person ausmacht. Nach 

diesem Menschenbild besteht dann das Wohl des Kapitäns auch darin, Ladung über Bord zu 

werfen und das Wohl eines leidenden und verzweifelten Menschen darin, dem eigenen Le-

ben ein Ende zu setzen. 

Erst wenn man überhaupt den Gedanken zulässt, dass es – von ganz wenigen Ausnahmen 

abgesehen – nicht dem Wohl und dem Wunsch von Menschen entspricht, sich selbst zu tö-

ten, rückt die Dramatik solcher Entscheidungen in ein realistisches Licht. Dann wird man 

auch nicht mehr mit dem Befund, dass ein ‹Sterbewunsch› dauerhaft, unbeeinflusst und un-

ter Bedingungen der Urteilsfähigkeit besteht, die Lebensumstände der betroffenen Men-

schen einfach vom Tisch wischen. Gegen einen übergriffigen Paternalismus gilt es, «Hilfs-

bedürftigkeit nicht aufzuoktroyieren». Gegen einen anthropologischen Reduktionismus muss 

es umgekehrt darum gehen, «Hilfsbedürftigkeit nicht hinwegzudefinieren» (Micha Brumlik). 

Vor diesem Hintergrund sind zumindest Zweifel angebracht, ob der Situation und dem Willen 

eines Menschen (immer) damit am besten und angemessen entsprochen wird, wenn er ein-

fach beim Wort genommen wird. Und Zweifel sind angebracht, solange Menschen (noch) 

leben. 
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Organisierte Suizidhilfe im Kontext der Seelsorge 

Der unendliche Wert der Menschenseele 

Ivana Bendik 

Dieser kurze Input zum Thema Suizidhilfe kommt von seelsorgerlicher Seite. Seelsorge wird 

hier nicht als Sorge um die Seele des Menschen verstanden, im Sinne einer Sorge um einen 

gesonderten Bereich im Menschen, der eine besondere Aufmerksamkeit verdiente, sondern 

als Sorge um den Menschen als Seele. Die Seelsorge sorgt sich demnach um den ganzen 

Menschen. Diese Differenzierung geht auf Henning Luther zurück, der auch eine Unter-

scheidung zwischen Seelsorge und Alltagssorge trifft.1  

Die Alltagssorge sorgt sich um das Gelingen der Anpassung an die konventionalen, gesell-

schaftlich normierten Verhaltenserwartungen innerhalb gesellschaftlicher Systeme wie Ge-

sundheit, Erziehung, Recht, oder auch Familie, Beruf und anderes. Kurz: Die Alltagssorge ist 

um die Anpassung innerhalb der verschiedenen gesellschaftlichen Systeme bemüht. Gelingt 

die Anpassung, dann hat das Ich das Gefühl, ein Teil des Systems zu sein bzw. hat das 

Empfinden, dass seine Interessen, Fähigkeiten und Wünsche sich mit denjenigen, die von 

ihm erwartet werden, decken und schöpft aus dieser Einschätzung Selbstwertgefühl.  

Die Seelsorge interessiert die andere Seite der Wirklichkeit, nämlich die, in der das Ich in 

diesen Erwartungen und Anforderungen, die an das Ich gestellt werden, nicht aufgeht. Dem 

Ich die Anpassung nicht gelingt, der Einzelne aus dem Rahmen fällt, dem «Rahmen der sich 

gegenseitig stabilisierenden Erwartungen und Erwartungserwartungen»2. Das Misslingen der 

Anpassung kann sowohl eine schmerzliche Erfahrung sein, wie sie in Situationen der Krank-

heit oder des persönlichen Scheiterns oder Versagens gegeben ist, oder aber auch von Ge-

fühlen des Triumphs begleitet, besonders dann, wenn das Ich erkennt, dass die eigenen Fä-

higkeiten die Anforderungen des Systems bei weitem übertreffen. Die misslungene Anpas-

sung kann des Weiteren eine Krise auslösen, in der erst dem Ich ins Bewusstsein dringt, 

dass es innerhalb dieser Erwartungen und Erwartungserwartungen des Systems nicht es 

selbst ist. Das Ich fällt mit dieser Einsicht aus der Alltagserfahrung, ein Teil des Systems zu 

sein, heraus und verliert damit die Quelle, aus der es sein Selbstwertgefühl nährt. Vor die-

sem Hintergrund wird Seelsorge als die umfassende Sorge um das Selbst-Sein-Können des 

Menschen verstanden.  

Die so verstandene Seelsorge setzt dort ein, wo der Mensch freiwillig oder unfreiwillig die 

Erfahrung macht, dass er oder sie der ihr zugemuteten Rollenerwartungen nicht entspricht. 

Im Gegensatz zur Alltagssorge, die darum bemüht ist, das Ich in den Alltag zurückzuholen, 

                                                
1  Henning Luther, Religion und Alltag. Bausteine zu einer Praktischen Theologie des Subjekts, 

Stuttgart, 1992, 224–231. 
2  Luther, Religion, 227. 
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es in ihn einzupassen und es darauf festzulegen, versucht die Seelsorge diese Eindimensio-

nalität blosser Alltagsroutine zu durchbrechen und Reflexionspotential freizusetzen, «das 

dem ‹Ich› eine Distanzierung von bloss vorgegebenen, zugemuteten konventionalisierten 

Lebensformen ermöglicht»3. Das tut die christliche Seelsorge im Vertrauen darauf, «dass 

das Menschsein des Menschen nicht im Vorhandenen aufgeht».4 Oder anders formuliert: Die 

christliche Seelsorge beruht auf der «Anerkennung des unendlichen Wertes der Menschen-

seele»5 (Harnack). 

Aus der Sicht der so verstandenen Seelsorge sollte für die rechtliche Regelung der Suizidhil-

fe Folgendes nicht aus dem Blickfeld verloren gehen:  

Suizidhilfe richtet sich an Menschen, die aufgrund ihrer schweren Krankheit gar nicht erst in 

der Lage sind, auf gesellschaftliche Systeme konform zu reagieren und deren Ansprüche zu 

bedienen. Sie gehen in diesen gesellschaftlichen Systemen nicht nur nicht auf, sondern fal-

len aus den meisten von ihnen ganz heraus bzw. werden für diese bedeutungslos. Das Ich 

erfährt damit neben der Erfahrung des baldigen Todes und der damit verbundenen körperli-

chen Schmerzen und psychischen Abgründen, zusätzlich die Bedeutungslosigkeit für viele 

Bereiche des gesellschaftlichen Lebens. Diese Erfahrung, nicht mehr ein «vollwertiges Mit-

glied» der Gesellschaft zu sein, sie im Gegenteil nur noch finanziell und emotional zu belas-

ten, löst Gefühle der Nutzlosigkeit und damit der Sinnlosigkeit des eigenen Daseins aus.  

Aus der Sicht der Seelsorge, die daran festhält, dass der Mensch niemals im Vorhandenen 

aufgehen kann und deshalb auch darauf abzielt, ihm und ihr den unendlichen Wert seiner 

bzw. ihrer Seele entgegenzuhalten, aus dieser Sicht sollte die Gesetzgebung diesen äus-

serst sensiblen Grenzbereich des menschlichen Lebens dahingehend schützen, dass dem 

Menschen – selbst in dieser aussichtslosen Situation des Herausfallens aus den meisten 

gesellschaftlichen Systemen – , der Einblick in den unendlichen Wert seiner Seele möglich 

ist und es auch bleibt.  

Die Frage, die ich zur Diskussion von seelsorgerlicher Seite in die Runde werfen möchte, ist, 

wie sieht denn das konkret aus? 

Braucht in unserer Gesellschaft der Mensch eine organisierte Form von Suizidhilfe, um sich 

diesen Einblick in den unendlichen Wert seiner Seele bewahren zu können und dies selbst 

noch in Todesnähe? 

Würde ein striktes Verbot der Suizidbeihilfe der Wahrung des unendlichen Wertes der Men-

schenseele dienlich sein? 

Kann der unendliche Wert der Menschenseele vorschnell mit Autonomie gleichgesetzt wer-

den, so dass diese als alleiniger Orientierungsgrund in der Debatte behauptet werden kann? 

 

                                                
3  Luther, Religion, 228. 
4  Ebd. 
5  Adolf von Harnack, Das Wesen des Christentums, Tübingen 2005, 64. 
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Professionelle Begleitung der Begleiter und Begleiterinnen eines Suizids 

Elisabeth Grözinger 

Die vorliegende Variante 1 des Art 115 StGB imponiert wegen ihrer klaren Stossrichtung 

gegen eine Kommerzialisierung des Todes durch Suizid. Sie dient der Abwehr von Kommer-

zialisierung auch, indem sie der Entstehung von Beziehungen im Vorfeld eines von einer 

Suizidhilfeorganisation unterstützten Suizids fördert.  

Während der Gespräche, die neu im Vorfeld eines Suizids gefordert sind, um die Freiwillig-

keit und Ausgereiftheit des Entschlusses zum Suizid zu eruieren und Möglichkeiten des Le-

bens zu besprechen, entstehen zweifellos auch zwischenmenschliche Beziehungen. Der/die 

Suizidwillige und die Mitarbeitenden der Suizidhilfeorganisation werden einander als Ge-

sprächspartner erkennbar. Sie treten aus einem ‚Objektstatus’ heraus, sind nicht mehr nur 

Empfangende einer «Dienstleistung» bzw. blosse «Zubringer» des gewünschten Service. 

Sie werden im Prozess der Abklärung der Vorbedingungen für die Suizidhilfe für einander zu 

Subjekten.  

Zu einem würdigen Sterben auch durch den unterstützten Suizid gehört m.E., dass man ge-

rade in dieser Schwellensituation als beziehungsfähiges Subjekt gewürdigt wird. Menschen, 

die im Hospital eine persönlich ansprechende Therapie schätzen, werden einen auf sie per-

sönlich bezogenen Umgang erst recht angesichts ihres Todes suchen. 

Die Beziehungen, die von Mitgliedern von Suizidhilfeorganisationen angeboten werden kön-

nen, sind professionelle Beziehungen. Sie unterscheiden sich also von persönlichen Bezie-

hungen. Aufgrund einer früheren seelsorgerlichen Tätigkeit auf einer Station mit vielen 

Krebspatientinnen weiss ich, dass Sterbenskranke manchmal gerade solche professionellen 

Beziehungen, wie sie etwa von Medizin und Pflege, aber auch in der Seelsorge angeboten 

werden, schätzen. Die Kranken möchten ihre Angehörigen nicht mit ihren Nöten belasten. 

Manche neigen dazu, ihre Besucher zu trösten, anstatt von ihnen getröstet zu werden. Es 

erscheint mir daher auch ein Interesse von Suizidwilligen, Angehörige oder Freunden zu ent-

lasten. Ihnen möchte man nicht unbedingt die Unterstützung beim Suizid zumuten. Es mag 

allerdings sein, dass manche in dieser Situation sehr wohl ihren engen, persönlichen Kreis in 

Anspruch nehmen möchten. Hier fallen zweifellos individuell unterschiedliche Entscheidun-

gen. Generell aber scheint mir die Möglichkeit der Beanspruchung einer neutralen Instanz im 

Bereich der Suizidhilfe von zentraler, entspannender Bedeutung. 

Zu einer menschlich vertretbaren Suizidhilfe gehört für mich auch der persönliche, aber eben 

professionell reflektierte Kontakt.  

Medizinische Urteile und exakte Dokumentationen sind in diesem Umfeld zweifellos uner-

lässlich. Es darf aber darüber die Bedeutung der persönlich bezogenen, professionellen Be-

gleitung nicht vergessen werden. 
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Zu den Vorteilen einer Suizidhilfe jenseits des alltäglichen persönlichen Umfelds gehört für 

mich die Tatsache, dass Menschen gerade, wenn sie nicht aufgrund einer langen gemein-

samen Geschichte involviert sind, sondern sich professionell-reflexiv verhalten können, 

durch diese Distanz einem anderen Menschen gerechter werden können, als dies bei Men-

schen im unmittelbaren persönlichen Nahbereich der Fall ist.  

Ich plädiere also wegen der Vorteile professioneller Distanz und eines professionellen Rap-

ports (Bezogenheit) für die Möglichkeit qualitativ hoch stehender professioneller Beziehun-

gen im Kontext von Suizidhilfe.  

Dies wird m.E. den Bedürfnissen vieler Betroffener gerecht, weil es – wie erwähnt - ihren 

persönlichen Kreis entlastet. Ausserdem mag es Betroffenen leichter fallen, offen und scho-

nungslos ihren Suizidwillen zu formulieren und zu reflektieren, wenn sie wissen, dass mit 

ihren Überlegungen professionell diskret umgegangen wird, und dass ihre Gesprächspartner 

und Gesprächspartnerinnen auch psychisch ihren Äusserungen gewachsen sind. 

Als Psychotherapeutin höre ich auch manches, was Menschen ihren direkten Bezugsperso-

nen nicht anvertrauen. Mir kann dies auch anvertraut werden, weil meine Klienten und Klien-

tinnen wissen, dass ich über Fachwissen verfüge, das mir das strukturierte Verarbeiten ihrer 

Themen erleichtert, und dass es zudem Gefässe wie Supervision und Intervision gibt, die mir 

helfen, meine Emotionen zu klären, zu reflektieren und zu regulieren. 

Die Menschen, die im Rahmen von Suizidhilfeorganisationen in mancher Hinsicht durchaus 

ähnlich wie andere therapierende oder pflegende Fachleute eben auch «Beziehungsarbeit» 

leisten, bräuchten m.E. eine permanente Ausbildung über den Stand der Palliativmedizin, 

über den sie vertrauensstiftend zu informieren haben, über die Basis psychischer Erkran-

kungen, aber auch über den jeweils neuesten Stand der Forschung zum Sterbe- und Trauer-

verhalten (Fachwissen). So kann zum Beispiel vermieden werden, dass sie Reaktionen von 

Suizidwilligen fehl interpretieren oder dass sie ihnen Clichés über das Verhalten am Rande 

des Lebens aufzwingen. 

Im Interesse einer differenzierten Beziehungskompetenz derer, die Suizidwillige begleiten, 

halte ich ferner Supervisionen und/oder Intervisionen für unabdingbar. Dies fördert einmal 

die seelische Gesundheit derer, die Suizidwilligen beistehen. Es wird ihnen also helfen, ihr 

eigenes Leben zu gestalten, ohne durch den Dienst, den sie auf sich nehmen, unangemes-

sen behindert zu werden. Super- und Intervision werden aber auch die Toleranz und die 

Empathie der Mitarbeitenden in Suizidhilfeorganisation fördern, da ihnen dabei selbst Empa-

thie und Toleranz entgegengebracht wird. In Intervisionsgruppen besteht zudem die Mög-

lichkeit, Solidarität zu erfahren, was gerade in dem isolierten und verschwiegenen Bereich, in 

dem die Mitarbeitenden von Suizidhilfeorganisationen tätig sind, kaum zu unterschätzen ist. 

Insbesondere in supervidierten Prozessen kann aufgespürt werden, wo jemand aufgrund 

dieser Arbeit von einem Burnout bedroht wird und/oder eigenen Machtimpulsen zu Unguns-

ten der ihm anvertrauten Menschen ausgeliefert sein könnte. 
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Wo immer gesellschaftlich akzeptierte Institutionen wie etwa Kirchen oder auch psychothe-

rapeutische Verbände sowie medizinische Einrichtungen mit ihrem Wissen, ihren auch kriti-

schen Impulsen und ihren Fähigkeiten den Mitarbeitenden in Suizidhilfeorganisationen bei-

stehen können, werden diese sozial besser vernetzt. Die Arbeit der Suizidhilfeorganisationen 

wird aus Grauzonen auftauchen, was das Vertrauen in die Qualität ihrer Tätigkeit – gerade 

im Interesse der Suizidwilligen – nur fördern kann. 

Professionalität, d.h. auch eine hohe Qualität der Beziehungskompetenz – erreicht durch 

spezifisches Wissen, Reflexionsfähigkeit und Supervision sowie Intervision – auf Seiten de-

rer, die in Organisationen Hilfe zum Suizid leisten, scheint mir – neben medizinischen oder 

psychologischen Abklärungen und sorgfältigen Dokumentationen - unabdingbar, damit sich 

in der Suizidhilfe die Würde der Suizidwilligen wirklich aktualisieren kann, damit diese am 

Ende ihres Lebens auch Bezogenheit auf ihre Persönlichkeit erleben und damit Uneigennüt-

zigkeit sowie die Gesundheit der Helfenden erhalten bleibt. 
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Suizidhilfe und Seelsorge 

In den gegenwärtig geführten Debatten um Sterbebegleitung und Sterbehilfeorganisationen 

dürfen aus seelsorgerlicher Sicht Themen wie Sinnfragen, Suche nach einem gestalteten 

Abschied, Ängste vor dem letzten Lebensabschnitt und beziehungsethische Aspekte nicht 

ausgeklammert werden. Bei diesen Themen sind Kirchen in besonderer Weise gefordert und 

beziehen Stellung. Die an der Tagung teilnehmenden Seelsorgerinnen und Seelsorger sind 

sich darin einig, dass es erst durch ein grösseres und in der Öffentlichkeit stärker veranker-

tes Netz in der Palliative Care längerfristig gelingen kann, Menschen in schweren Krank-

heitssituationen oder in zunehmendem Alter beizustehen und sie zu begleiten. Erst ein gut 

ausgebautes, finanziell gesichertes Palliative Care Angebot kann Sterbehilfeorganisationen 

aufgrund mangelnder Nachfrage zum Verschwinden bringen. Weil jedoch dieses anzustre-

bende Ziel noch nicht den realen Verhältnissen entspricht, gehen die Meinungen der Seel-

sorgerinnen und Seelsorger in der Frage der Bedeutung der Suizidhilfeorganisationen ausei-

nander. 

Der folgende Text von Pfarrerin Martina Holder-Franz aus Riehen (Basel-Stadt) bietet einen 

stichwortartigen Überblick zum seelsorgerlichen Beitrag zur Diskussion. Ergänzt wird er 

durch Voten von Pfarrer Ulrich Gurtner, Seelsorger am Spital Region Oberaargau, Pfarrerin 

Iris Rothweiler-Blättler, Seelsorgerin in der Klinik Im Park (Zürich) und lic.iur. Verena 

Enzler, Ombudsfrau und Patientinnenvertreterin (AG/SO). Während Martina Holder-Franz 

eine kritische Haltung gegenüber den Suizidhilfeorganisationen einnimmt, anerkennen Ulrich 

Gurtner und Iris Rothweiler-Blättler die Bedeutung solcher Institutionen für die Gesellschaft, 

zumal eine breit abgestützte, finanziell gesicherte Versorgung durch Palliative Care noch 

nicht in der wünschenswerten Form gegeben ist. 

1. Die Medizin erfasst, ungeachtet ihrer prinzipiellen Verpflichtung, das Leben zu bewahren, 

den Tod als einen eigenen, nicht auszusparenden Schritt und Teil des menschlichen Lebens. 

Hilfe im Sterben ist und war ein ärztliches Grundthema. Gerade der Respekt vor dem Ster-

beprozess verlangt auch eine entsprechende Weiterbildung von Fachpersonen. (Im angel-

sächsischen Raum gibt es bereits seit vier Jahrzehnten in jedem grösseren Spital Fachärzte 

und Pflegepersonal in Palliativmedizin. Sie arbeiten nicht nur auf der Palliativabteilung.) 

2. Pfarrerin Iris Rothweiler-Blättler beobachtet in der Stadt Zürich Unterschiede in der medi-

zinischen Versorgung von Sterbenden in Pflegezentren einerseits und Akutspitälern ander-

seits. Während in Pflegezentren die Palliativmedizin einen hohen Stellenwert einnimmt und 

wenig medizinische Eingriffe bei terminalen Patienten vorgenommen werden, werden in 

Akutspitälern manchmal Eingriffe getätigt, die das Sterben und nicht das Leben verlängern. 

3. Der Tod ist nicht nur Privatsache des Betroffenen. Er steht im Zusammenhang unseres 

öffentlichen Lebens insgesamt. Dies inkludiert eine gewisse Dialektik. Einerseits handelt es 

sich beim Sterben um einen persönlichen und individuellen Prozess eines ganz besonderen 

Menschen mit einer einmaligen Geschichte. Auf der anderen Seite sind wir in unserer Ge-

sellschaft mit sozialen, finanziellen und technischen Entwicklungen konfrontiert, die es 
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schwer machen, wirklich abzuschätzen zu können, aus welchen Beweggründen ein Mensch 

beispielweise durch eine Sterbehilfeorganisation sein Leben beenden will. (Eine For-

schungsstudie, die in den USA durchgeführt wurde, zeigt, dass der Wunsch nach Beendi-

gung des Lebens dort am grössten ist, wo Menschen vereinsamt sind. Menschen mit infaus-

ten Prognosen in guten sozialen Verbindungen wie Freundeskreis oder Familie hingegen, 

haben den Wunsch nach dem Freitod deutlich weniger geäussert. Vgl. Studien des ‚End of 

Life Care Center’ der Universität Lancaster GB). 

4. Seelsorge gehört zum wesentlichen Bestandteil der Begleitung von Menschen, die im 

Sterben liegen. Einen wertvollen Beitrag bietet die englische Palliativspezialistin Cicely 

Saunders (Sterben und Leben, TVZ, Zürich 2009). Sie macht u.a. deutlich, dass physischer, 

psychischer, spiritueller und emotionaler Schmerz zusammengesehen werden müssen. Die-

ser Aspekt fehlt in den Aktivitäten der Sterbehilfeorganisationen. Hier wird das Leben auf den 

medizinischen Befund und die individuelle Willensäusserung beschränkt. Dies obgleich der 

Exit-Gründer Pfarrer Rolf Sigg in seinem Buch Freiwillig in Würde sterben betont, dass ihn in 

erster Linie seelsorgerliche Erwägungen zur Organisationsgründung bewogen haben.  

5. Pfarrer Ulrich Gurtner betont, dass Sterbehilfeorganisationen wichtig sind, weil sie dem 

Patienten und der Patientin einen «letzten Trumpf» in die Hand gäben, nämlich dem eigenen 

Leben ein Ende setzen zu können. Auch wenn sie davon keinen Gebrauch machen sollten, 

eröffnet diese Option v.a. gegenüber Spitälern und Heimen den Freiraum, andere Varianten 

auszuprobieren. Für Gurtner macht es durchaus Sinn, über Qualitätskriterien von Sterbe-

hilfsorganisationen nachzudenken und sich zu überlegen, welche institutionellen Gefässe 

innerhalb oder ausserhalb von Spitälern und Heimen die Aufgabe der Freitodbegleitung tra-

gen könnten. Nach seinen Beobachtungen werden in Spitälern und Heimen zunehmend 

Menschen begleitet werden müssen, denen eine Bindung in sozialen Beziehungen fehle. 

Das Argument, dem er grundsätzlich zustimmt, dass Suizidhilfe nicht Institutionen überlas-

sen werden sollte, weil sie in den Raum der nahen Beziehung gehört; gleichsam ein Freund-

schafts- oder Angehörigendienst unter gemeinsam Trauernden sei, würde bei diesen Men-

schen nicht greifen. 

6. Gurtner und Rothweiler sehen in der ersten Variante im Vorentwurf StGB Art. 115c die 

Eingrenzung der Suizidhilfe auf Menschen in «unmittelbar bevorstehender» Todesnähe als 

zu eng gefasst. Gurtner sieht dadurch Menschen mit einer Demenzerkrankung, die durch die 

Krankheit auch in einen unvorstellbaren Leidenszustand geführt werden können, ausge-

schlossen. Rothweiler betont, dass es schwere chronische Krankheiten wie z.B. Parkinson 

gibt, die im fortgeschrittenem Stadium zu schweren Einschränkungen des Patien-

ten/Patientin führen können, so dass der Wunsch nach Freitod auch ohne unmittelbare To-

desnähe aufkommen kann. 

7. Enzler stellt als Patientinnenvertreterin von der Patientenstelle Aargau/Solothurn fest, 

dass Patientenverfügungen in der Regel von den behandelnden Ärztinnen und Ärzten be-

achtet werden. Sie weist darauf hin, dass die Verfügungen etwa alle zwei Jahre überprüft, 

neu datiert und unterschrieben werden sollten. Nach ihrer Erfahrung verfassen Patientinnen 
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und Patienten eine solche Verfügung oft unter der Vorstellung, hilflos in einem Spitalbett lie-

gen zu müssen, dies <mit am Körper befestigten Schläuchen für Beatmung und Nahrungszu-

fuhr. Es besteht die Furcht, im Zustand der Hilf- und Sprachlosigkeit künstlich am Leben er-

halten zu werden. Nach Enzler jedoch besteht, bei weiterhin stetigem Ansteigen der Ge-

sundheitskosten, eher die Gefahr, dass die lebenserhaltenden Apparate zu früh abgestellt 

werden könnten. 

8. Der Tod ist nicht etwas, was den Menschen als isoliertes Wesen trifft. Der Mensch steht – 

wie auch immer – in Beziehung zur Aussenwelt. In den meisten Fällen ist das Sterben ein 

Prozess des Abschiednehmens von Menschen, Erfahrungen, Gegenständen und vielem 

mehr. Sterben ist ein Interaktionsgeschehen, in das viele andere und vieles andere einbezo-

gen sind. In der ars moriendi wird die Sterbephase, d.h. die Phase des Abschiednehmens 

und der Vorbereitung auf den Tod als wesentlich angeschaut. In der Gesellschaft geht diese 

Tradition zunehmend verloren. Die Sterbehilfeorganisationen verfügen in ihrem Rahmen we-

der über Zeit noch Möglichkeiten auf diesen komplexen Abschiedsprozess einzugehen. Im 

Gegenteil leisten sie einen wichtigen Beitrag zum gegenwärtigen Trend zum Wunsch nach 

einem möglichst schnellen, sauberen und schmerzlosen Tod. (Das auf der EXIT-homepage 

aufgeschaltete Zitat von Hermann Hesse stützt diese Beobachtung: «Was den freiwilligen 

Tod betrifft: Ich sehe in ihm weder eine Sünde noch eine Feigheit. Aber ich halte den Ge-

danken, dass dieser Ausweg uns offen steht, für eine gute Hilfe im Bestehen des Lebens 

und all seiner Bedrängnisse.»). 

9. Für Christinnen und Christen und andere religiöse Menschen wird das Sterben unter das 

Licht der Hoffnung auf ein Leben nach dem Tod gestellt. Auch ist aus christlicher Sicht die 

Beziehung zu Gott, dem Schöpfer des Lebens, zu Jesus Christus, dem auferstandenen 

Sohn Gottes, und Gottes Heiligem Geist, der sich in seiner Kraft den Leidenden tröstend 

zuwendet, für das Leben sowie Sterben bestimmend. Es ist nicht von ungefähr, dass gerade 

eine christliche Ärztin die Begründerin der modernen palliativen Bewegung ist. Sich auf die 

christliche Ethik stützend betont Cicely Saunders einerseits das Ernstnehmen des Gebots, 

leidenden Menschen Erleichterung zu schaffen, anderseits aber auch Leiden und Schmerz 

(physischen, psychischen, spirituellen, emotionalen) als Teil der menschlichen Existenz zu 

verstehen und in diese Erfahrungen Gottes Zusage und Hilfe erfahrbar werden zu lassen. 

Sie beschreibt in ihren Publikationen wie Menschen in den letzten Wochen und Monaten 

ihres Lebens Wesentliches und Wertvolles erleben. Ihr Ansatz hängt auch stark mit den Er-

kenntnissen der Systemtherapie zusammen.  

10. Die Solidarität mit Menschen, die auf Hilfe angewiesen sind, ist ein wichtiger Aspekt 

christlicher Ethik. Das Ergehen des Nächsten ist uns nicht gleichgültig. Sterben und Tod ha-

ben nicht nur mit dem Schrecklichen zu tun, sondern auch mit Hingabe, mit Empathie, mit 

verlässlichem Dasein und stellvertretenden Hoffen (vgl. Cicely Saunders). Gesellschaft und 

Kirche sind herausgefordert dieser Solidarität neue Ausdrucks- und Wirkkraft zu verleihen. 

Gurtner macht darauf Aufmerksam, dass christliche Hoffnung neben tätiger Fürsorge auch 

den Respekt vor einem Entscheid in höchster Not einschliesst. 



 

 
SEK-Kolloquium ‹Suizidhilfe im Fokus von Recht, Ethik und Seelsorge› 47 

 
 

11. In meiner Seelsorgepraxis haben sich zahlreiche betagte und gebrechliche Menschen zu 

der im Moment geführten Debatte geäussert. Stichworte wie‚ «ich will niemandem zur Last 

fallen»; «die Jungen haben keine Zeit, sich um mich zu kümmern»; «ich koste nur und bin für 

nichts mehr nütze» kamen immer wieder vor. Diese Menschen haben Zeichen und Worte 

nötig, die ihnen Mut machen, sich selbst und ihre jetzige Situation anders als überflüssig 

oder gar für andere als hinderlich zu erleben. Je stärker eine Entsolidarisierung in Gesell-

schaft und Kirche z.B. auf Grund von Finanzdruck stattfindet, desto stärker werden sich 

Sterbehilfeorganisationen gerade Menschen in diesen Notlagen annehmen und ihrem 

Wunsch nach dem (die Gesellschaft von ihnen) befreienden Tod nachgeben. Es besteht die 

durchaus berechtigte Gefahr, dass sich der Legitimationsdruck für kranke, alte und behinder-

te Menschen massiv verstärken wird. Der Druck wiederum wird sich u.a. auch auf ihre physi-

sche Konstitution auswirken. Die Kirchen als Zeugnisgemeinschaft betrachtet es als ihre 

Aufgabe, auf solche Gefahren immer wieder und nachhaltig aufmerksam zu machen. 

12. Ähnliche Beobachtungen macht auch Verena Enzler bei pflegebedürftigen Menschen in 

Heimen. Die Kosten für den Heimaufenthalt und die Pflege können, je nach Pflegebedürftig-

keit, sehr hoch sein. Angehörige müssen feststellen, dass diese Kosten eine zu erwartende 

Erbschaft völlig aufbrauchen werden. Es kommt – wenn auch nur in vereinzelten Fällen – 

vor, dass nun Erbberechtigte von der Heimleitung verlangen, dass pflegerische Leistungen 

reduziert werden. Dies lässt sich mit den Qualitätsvorgaben der Heime nicht vereinbaren. 

Auch kommt es vor, dass pflegebedürftige Personen Gespräche mit dem Personal von sich 

aus einschränken, weil sie befürchten dadurch zusätzliche Kosten zu verursachen. Entspre-

chend wird das Personal mit Äusserungen wie: «Eigentlich sollte ich sterben, ich koste zu 

viel» konfrontiert.  

Bei all diesen Voten wird deutlich, dass die Etablierung eines gut funktionierenden palliativen 

Versorgungssystems unerlässlich für das Anliegen der Kirchen ist, dem Menschen in der 

Weise im Todeswunsch beizustehen, dass durch die Verbesserung seiner Notsituation der 

Wunsch von selbst wieder verschwindet. 
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